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Anzeige neuer Eingaben . Sodann :

1. Beratung über die geschäftliche Behandlung des Antrags

der Abgg. Koger und Gen . , die Branntweinbesteuerung betr .,

(Drucksache Nr . 73 ) ;

2. Berichte der Kommission für Justiz und Verwaltung und

Beginn der Beratung über :

a) bat Gesetzentwurf , die Abänderung der Gemeinde - und

der Städteordnung betr . (Drucksache Nr . 68 ) ,
und damit in Verbindung :

d) den Antrag der Abgg . vr . Zehnter und Gen ., die Beseiti -

gung der Härten der gesetzwidrigen Einschätzung von

Grundstücken betr . (Drucksache Nr . 29 ) ,

c) die zu dem Gesetzentwurf eingelaufenen Petitionen —

Drucksachen Nr . 58a , 58b , 58c — , Berichterstatter : Abgg .

vr . Koch , Kopf und vr . Frank .

Am Regierungstisch : Minister des Innern
ffiitfl . Geheimerat Freiherr von und zn Bodma «,
die Ministerialräte Kamm und Schellenberg .
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Präsident Rohrhur st eröffnet kurz nach 9*4 Uhr
die Sitzung .

Der eingegangene Nachtrag zu der Petition des Gast-
Wirts Fritz Rimmelin in Karlsruhe um Rechtshilfe wird
an die Petitionskomission verwiesen.
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Lus einem Schreiben des Abg . vr . F r a n k wird mit -
geteilt , daß er erkrankt sei und voraussichtlich einige Zeit
den Sitzungen des Hauses fernzubleiben habe. Der Prä -
fident wünscht baldige Genesung.

Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten .

Zu Ziffer 1 derselben wird der Antrag der Abgg.
ü ° ger und Gen . , die Branntweinbesteue -
tung betr. , gemäß dem auf Grund einer Vereinba¬
rung im Seniorenkonvent gemachten Vorschlag des
Präsidenten an die Budgetkommission verwiesen.
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Berichterstatter Abg . vr . Koch (natl .) : Ihre Kommis¬
sion hat die Vorlage mit Rücksicht auf ihren Umfang in
drei Teile geteilt und dementsprechend den Bericht drei
Berichterstattern zugewiesen . Dem Herrn Abg. Kopf
wurden die Bestimmungen zugewiesen , die sich mit der
Abänderung der Klasseneinteilung und der Einführung
der Verhältniswahl befassen, Herr Abg . vr . Frank ist
Berichterstatter über die vorgeschlagenen Änderungen der
Gemeindebesteuerung, und mir sind die übrigen Be¬
stimmungen der Vorlage zugewiesen worden. Während
der Inhalt der den anderen Herren zugeteilten Berichte
durch diese eben von mir gemachten kurze Angabe genau
wiedergegeben ist , ist es unmöglich , für meinen Bericht
einen ähnlichen kurzen Titel zu finden, weil der mir zu¬
gewiesene Teil der Vorlage eine Reihe Abänderungen zur
Gemeinde- und Städteordnung bringt , welche nicht von
einem einheitlichen Grundgedanken getragen sind , son¬
dern eben lediglich Schäden, Schönheitsfehler usw., wie sie
sich im Laufe der Jahre bei jedem Gesetzgebungswerk zei-
gen , beseitigen und hier helfend eingreifen wollen . Ihre
Kommission hat den Vorschlägen der Regierungsvorlage
ihrerseits noch eine Reihe Bestimmungen beigefügt , die
aber ebenfalls nur darauf hinausgehen , einzelne Schäden
zu verbessern . Es wird, da es sich bei meinem Berichte
hauptsächlich um Abänderung von Einzelbestimmungen
handelt , auch nicht möglich sein , einen ganz umfassenden
Generalbericht zu geben. Ich muß mich darauf beschrän¬
ken, die wichtigsten Bestimmungen jetzt hier hervorzu-
heben und kurz zu erörtern ; eine ausführliche Besprechung
würde nur die Folge haben, daß ich jetzt dasselbe sagen
müßte , was nachher in der Spezialdebatte noch einmal
gesagt werden muß.

Man kann die Bestimmungen meines Berichts unter
fünf allgemeinere Gesichtspunkte zusammenfassen, und
entsprechend dieser Zusammenfassung will ich hier die ein¬
zelnen Vorschläge kurz behandeln. Es handelt sich erstens
um Abänderungen , die sich auf die Voraussetzungen des
Wahlrechts in den Gemeinden, sowohl des aktiven wie
des passiven , beziehen , dann um die Einführung einer
Pensionsberechtigung der Bürgermeister in den Gemein -
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den von mehr als 4000 Einwohnern , ferner um Gestaltung
des Disziplinarrechts u . der Rechtsverhältnisse der städti-
schen Beamten überhaupt , viertens um die Erweiterung
der Rechte des Bürgerausschusses in Verbindung mit der
Frage , ob eine grundsätzliche Änderung unserer Städte -
organisation geboten ist, und schließlich um eine Reihe
Bestimmungen , die sich mit der zweckmäßigen Änderung
der Vorschriften über Almendgenuß , über Gemarkungs¬
zusammenlegungen, Grenzveränderungen und dergleichen
befassen .

Was den ersten Punkt betrifft , die Abänderungen , die
sich auf die Voraussetzungen des Wahlrechts beziehen ,
so hat die Kommission an der Regierungsvorlage noch
eine ganze Anzahl Änderungen vorgenommen. Zunächst
ist nach der Vorlage das aktive Wahlalter auf 25 Jahre
herabgesetzt und es ist damit eine Übereinstimmung mit
dem Wahlrecht zum Landtag und zum Reichstag herbei¬
geführt worden. Dabei hat die Kommission einen Strich
vorgenommen, der anscheinend einen tiefergehenden Ein¬
schnitt bedeutet, dessen praktische Bedeutung jedoch nicht
sehr groß ist . Sie hat die Voraussetzung der selbständigen
Lebensstellung als Voraussetzung des Wahlrechts ge¬
strichen . Der Grund dafür war der Umstand, daß die
Bestimmung über das Erfordernis einer selbständigen
Lebensstellung in den verschiedenen Gemeinden ver¬
schieden ausgelegt wurde , daß sie Anlaß zu Wahlanfech¬
tungen gegeben hat . Es wurde weiter hervorgehoben,
daß die praktische Bedeutung dieser Bestimmung tat¬
sächlich gering sei , weil eben durch die authentische Inter¬
pretation , wie sie in einem weiteren Absatz des betreffen¬
den Paragraphen der Gemeinde- und Städteordnung ge-

'

geben ist, der Begriff der Selbständigkeit soweit ausge¬
dehnt sei, daß hier fast nichts mehr zu tun übrig bleibe,
so daß es nur zweckmäßig scheine, diese Schranke, die tat¬
sächlich keine Schranke mehr ist, zu beseitigen.

Einen wesentlichen Raum in den Verhandlungen hat
auch die Frage des F r a u e n st i m m r e ch t s eingenom¬
men. Es wurde von einer Seite beantragt , den Frauen
unter den gleichen Voraussetzungen wie den Männern das
Stimmrecht in allen Gemeinden des Landes zu geben , wo¬
bei es bei Ehefrauen genügen sollte , wenn der Mann Um¬
lage zahlt . Von anderer Seite wurde dieser Antrag etwas
eingeschränkt nur für die Städte der Städteordnung ge¬
stellt. Von den Freunden dieses Antrags ist zu seiner Be¬
gründung hervorgehoben worden, daß das Frauenstimm¬
recht ein Gebot der Gerechtigkeit sei, daß die Entwicklung
dahin führen werde, es zu gewähren , und daß man ruhig
sagen könne , daß wir heute so weit fortgeschritten seien ,
daß wir es geben könnten. Bon anderer Seite , auch von
der Regierung , wurde hervorgehoben, die Frage sei , selbst
wenn myn von der prinzipiellen Seite absehe , noch keines¬
wegs zur Entscheidung reif : es bestehe in den Reihen der
Frauen selbst nur in ganz geringem Maße der Wunsch
nach Gewährung des Stimmrechts , und es werde seine
Einführung Heute von der Bevölkerung noch nicht ver¬
standen werden . Man müsse daher hier eine abwartende
Stellung einnehmen. Es wurde dann auch das Frauen¬
stimmrecht für alle Gemeinden mit einer ziemlich großen,
das für die Städte der Städteordnung mit einer ge¬
ringeren Mehrheit abgelehnt . Dagegen hat die Kommis¬
sion den Wünschen der Frauen insofern Rechnung ge¬
tragen . als sie mit Mehrheit beschloß, daß in den Städten
und Gemeinden , in denen Kommissionen für be¬
sondere Aufgaben gebildet werden und wo es bisher nach
dem Ortsstatut gestattet war . Frauen zuzulassen , jetzt den
Frauen ein Anspruch darauf gewährt wird , daß in diesen
Kommissionen mindestens eine Frau vorhanden sein
muß , während im übrigen die Bestimmungen über eine

größere Beteiligung der Frauen nach wie vor dem
dünken der Gemeinden überlassen bleiben sollen .

**

Ein unberechtigter Unterschied in der Behandlung u.
wahlberechtigten Einwohner und der Gemeindebiir^
ist bezüglich der A r m e n u n t e r st ü tz u n g
worden. Durch die Armenunterstützung wird jetztu?
Verlust des Wahlrechts allgemein nur noch auf ein ^
herbeigeführt . Es muß hier darauf hingewiesen weÄ?
daß durch das Gesetz über die Einwirkung der
Unterstützung aus öffentliche Rechte , das wir vor
Wochen angenommen haben , der Begriff der Armen̂
stützung schon außerordentlich eingeschränkt worden^

Eine zweckmäßige Bestimmung scheint mir die KomW.
sion dadurch vorgeschlagen zu haben, daß durch Wegz, .
von einem Ort , wenn die Abwesenheit nicht länger H
2 Jahre dauert , das Wahlrecht nicht verloren wird , jw,
dein nur ruht . Es hat sich herausgestellt , daß in unsere,
größeren Städten und ihrer Umgebung , wo die Grenze ,
der bebauten Gebiete hie u . da fast ineinander übergehe,
Leute häufig aus einem Ort in einen benachbartenziehet
aber mit ihrem bisherigen Wohnsitze ständig in Iy .
bindung bleiben. Es erscheint hier nicht gerechtfertigt ,
zu verlangen , daß sie im Falle der Wiederannahmedz
früheren Wohnsitzes innerhalb nicht zu langer Zeit ech
wiederum 2 volle Jahre da wohnen müssen , um wahlk-
rechtigt zu werden.

Auf den ersten Anblick berührt der Beschluß ettvez
merkwürdig , daß die Verurteilung wegen Tich
stahls , Betrugs usw . künftig nicht mehr den Verlust bei
Gemeindewahlrechts herbeiführen soll . Die nähere &
griindung behalte ich mir für die Spczialdebatte vor.

Eine ähnliche Einschränkung, die auch auf den erste,
Anblick Befremden Hervorrufen könnte, ist bezüglich du
K o n k u r s s ch u l d .n e r getroffen worden.

Auch bezüglich der Gemeinderäte und Viirgerineister iß
das wahlfähige Alter auf 25 Jahre herabgescA
worden, und es ist eine Verschiedenheit bezüglich der Vor¬
aussetzungen der Wählbarkeit , die zwischen Gemeinde¬
räten und Bürgermeister ohne innere Berechtigung de-
stand , beseitigt worden.

Die zweite Abteilung meines Berichts enthält
den ' Vorschlag bezüglich der Pensions¬
berechtigung für die Bürger -
m eiste r in den Gemeinden von über 4000 Ein¬
wohnern . Es ist hier von der Regierung vorgcichlage»
worden , daß nach 18 jähriger Dienstzeit eine Peiism
gewährt werden soll, sofern nicht schon eine anderweitig !
Regelung getroffen sei . Tic Kommission hat sich jedoch
mit sehr großer Mehrheit gegen die Regieruugsvorlcig!
ausgesprochen. Es sei einmal die vorgeschlagene Reg!
lung nicht genügend, sie begünstige auch das Berufs
bürgermeistertum , anderseits aber gäbe es viele Gelten¬
den , die nicht genügend leistungsfähig seien . Man muß
es den Gemeinden selbst überlassen, ob sie ihrem Bürge-
meister Pension gewähren wollen. Tatsächlich seien , U«
von einer Seite hervorgehoben wurde , die meisten Bür¬
germeister der in Betracht kommenden Orte durch Dienh-

Verträge gesichert . Die Regierung , welche dieser letzten»
Behauptung anfänglich zustimmte, hat aber später erklärt-
ihre Erhebungen hätten ergeben, daß in den meisten 0*
meinden, die hier in Betracht kommen, die Bürgermeister
nicht durch Dienstderträge gesichert seien . Ein Vorschlag-
der in der Kommission gemacht wurde , man möge dm
nicht wiedergewählten Bürgermeister ein Wartegeld für
1—2 Jahre geben , damit er in der Lage sei, sich anderve»
eine Existenz zu gründen , hat in der Kommission keiuv'

lei Zustimmung gefunden.
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dieser Gelegenheit will ich darauf hin -

haß von einer Seite auch der An -

flefteHt wurde , die Amtsd auer der Bürgermeister

Fahre herabzusetzen . Der Antrag wurde aber mit

^ Mehrheit abgelehnt , weil die Mehrheit der Ansicht
^ raß die Schwierigkeit des Bürgermeisteramts in -
* *

der neueren Gesetzgebung und der Entwicklung der

finden derart gewachsen sei, daß es heute unmöglich
Amtsdauer herabzusetzen , wenn man wolle , daß

^
Bürgermeister überhaupt in der Lage sei , sich richtig

M «it Amt einzuarbeiten und es richtig zu versehen .
^

Müge neue Bestimmungen hat die Kommission durch

Mschrift über die Verhältnisse der B e a m t e n der

^ ineinden eingeführt . Hier ist die Gesetzgebung

fcr Entwicklung nicht ganz mitgekommen . Es hat

dadurch , daß die Gemeinden in den letzten 20 , 30 Jah -

eitte Reihe gewerblicher Unternehmungen in eigenen

gxb genommen haben , wie Elektrizitätswerke , Gas -

^ k, Wasserwerke, Straßenbahnen usw . , sowie dadurch .
‘

die Städte ganz erheblich gewachsen sind , besonders

A, Städten ein großes Beamtenheer gebildet ; auch

sdm kleineren Gemeinden findet sich nunmehr ein An -

von Berufsheamten , deren Verhältnisse bisher einer

glichen Regelung entbehrt haben . Zwar sollte schon

Mer nach 8 19 e der Städteordnung ein Ortsstatut ihre

Wältnisse regeln , es bestand jedoch kein Zwang hierzu ,

^ hat eine Bestimmung über das Disziplinarrecht gc-

Ag in den Gemeinden der Gemeindeordnung waren

M Bestimmungen getroffen für die politischen Beamten ,
Wermeister und Gemeinderäte , sowie für Ratschreiber

mtb Gemeinderechner, welch letztere eben früher auch in

mßeren Gemeinden so ziemlich die einzigen Berufs -

tauntm der Gemeinde gewesen waren . Hier hat die

.« Mission zunächst die Sollvorschrift des 8 19 e St .O .

in eine zwingende umgeändert und weiter beschlossen, die

KoMift, daß ein Ortsstatut über die Verhältnisse der

Staunten erlassen werden soll, auch auf die Gemeinden
mit mehr als 4000 Einwohnern auszudehnen . Sie hat
ckr hier keine Mußvorschrift erlassen sondern eine Sott *

Wchrift , um den Gemeinden die Möglichkeit zu geben ,
M da, wo es erforderlich erscheint , einzugreifen . Weiter
M die Kommission für alle Gemeinden , auch für die
Mio der Städteordnung , Bestimmungen über das Dis -

Wlinarrecht geschaffen. Hier laben sich insbesondere
Mstände ergeben , insofern als das Diszipliuarverfah -

m , auch wo es durch Ortsstatut geregelt ist , der not -

WtMgeit Rechtsgarantie » entbehrte . Es U >ar nicht
Mich , die Zeugen vor dem Stadtrat zu vereidigen . Es
wr dadurch nicht die Möglichkeit gegeben , die Sache hin -

eichend aufzuklären . Ein Rechtsmittel für den Beam -
tw bestand nicht , wenn das Urteil gegen ihn lautete .
Dan hat früher angenommen , daß die Beamten sich durch
stiirechtliche Klage auf ihren Gehalt helfen könnten , das
Üerlandesgericht hat aber entschieden , datz , soweit B >
mtmstatute bestehen , das Verhältnis des Beamten zur
feneinbe ein öffentlich -rechtliches und daher der Zivil *

ichtsweg ausgeschlossen sei . In einem Falle , der in der
ttammission besonders hervorgehoben wurde , ist es in *-

% dieser Verhältnisse dahin gekommen , daß eilt
Äüscher Beamter , der seiner Ansicht nach zu Unrecht
lassen worden ist , den Stadtrat beleidigt hat , damit
Aüge gegen ihn erhoben würde , anläßlich deren er sich
^ fertigen könne , und in dem Strafprozeß , in dem die
Äqen beeidigt wurden , hat sich wirklich ergeben , daß der

^ ntte zu Unrecht entlassen war . Die Kommission hat in
di«« Frage , meist in Übereinstimmung mit der Regie -

die in dankenswerter Weise an der Regelung dieser
dAge mitgearbeitet hat , zunächst beschlossen, daß die Be¬

eidigung der Zeugen , wenn das Verfahren auf Dienstent -

lassung geht , schon in der ersten Instanz erfolgen könne ,
wenn ein Teil den Antrag stellt . Die erbliche Verneh¬

mung selbst hat man aber dann dem Bezirksamt zuge¬
wiesen , weil man der Ansicht war , daß die Gemeinde¬
beamten , welche die Untersuchung zu führen haben , nicht
immer die nötige juristische Vorbildung und Schulung
hätten , um eine solche eidliche Vernehmung richtig durch¬
zuführen , und weil es anderseits nicht angängig schien,
etnen Unterschied zu machen zwischen solchen die Unter¬
suchung führenden Beamten , die die Befähigung zum
Richteramt haben , und solchen , die sie nicht haben .
Es ist weiter unter bestimmten Voraussetzungen
die Beschwerde an den Bezirksrat eingeführt wor¬
den für den Fall , daß die Entscheidung auf Dienstentlas¬
sung laute , und hiergegen wieder geht die Klage an den
Verwaltungsgerkchtshof — neben dem Rekurs an das
Ministerium des Innern — . Die Regierung hatte gegen
die Zulassung der Klage Bedenken ; die Kommission war
aber der Ansicht , daß es zweckmäßig sei, in letzter In¬
stanz in einer für die Beamten so wichtigen Frage die v
Entscheidung in die Hand eines unabhängigen Gerichts
zu legen . Zu allen diesen Punkten lag eine Petition des
Landesverbands der badischen städtischen Beamten vor .
deren Wünsche im wesentlichen durch diese Regelung er¬
füllt worden sind .

'

Sehr ausführlich wurde in der Kommission auch dir
Frage der M a g i st r a t s v e r f a s s u n g und der Er¬
weiterung der Rechte des Bürgerausschusses behandelt .
Hier gab den äußeren Anlaß eine Petition einer größeren
Anzahl technischer Vereine , die dahin ging , datz ein Teil
der Stadträte als besoldete Stadträte angestellt und aus
den Vorständen der technischen Ämter der Stadt genommen
werden sollten . Die Kommission war einmütig der Ansicht ,
daß diesem Wunsche, wenn er auch an sich als berechtigt
erscheine , unter der heutigen Gemeindeorganisation nicht
entsprochen werden könne . Es wurde ausgeführt , datz
Beschwerden darüber beständen , daß der Einfluß der
Bürgerschaft , der ehrenamtlich tätigen Stadträte und der
Stadtverordneten durch die Entwicklung der Städte zu
sehr zurückgedrängt worden sei , und daß es nicht angängig
erscheine , diesen Einfluß der städtischen Bureaukratie
durch die Einführung der besoldeten Stadträte noch zu
stärken . Eine Erfüllung dieser Wünsche , deren Berech¬
tigung von einent erheblichen Teil der Kommission an¬
erkannt worden ist, sei nur möglich , wenn man die Magi -
stratsverfassung einführe .

Hierzu wurde von den Freunden der Magistratsver¬
fassung ausgeführt , daß der Grundzug der badischen Ge -
meindeverfassung ja ein durchaus freiheitlicher sei , und
daß er auf dem Gedanken der Selbstverwaltung durch die
Bürgerschaft beruhe ; für die kleineren Gemeinden habe
sich diese Gemeindeverfassung auch vollständig bewährt
und es denke niemand an eine Änderung ; anders lägen
dagegen die Verhältnisse in den größeren Städten . Hier
fei durch die ungeahnte Entwicklung der Städte der Ge¬
danke der Selbstverwaltung der Bürgerschaft vollständig
zurückgedrängt worden , und es sei dahin gekommen , datz
heute in den Städten die städtische Bureaukratie daS
Ruder führe , und daß der Einfluß der Bürgerschaft ganz
ungenügend sei. Es wurde ausdrücklich hervorgehoben ,
daß , wenn man auf eine Magistratsverfassung hinstrebc ,
das nicht geschehe , um dem freiheitlichen Grundgedanken
der badischen Gemeindeverfassung irgendwie entgegenzu¬
treten , daß man ihn vielmehr schärfer hervorheben wolle .
Man war der Ansicht, daß die Einführung einer solchen
Magistratsverfassung , die Trennung von Stadtrat und
Stadtverordneten usf . , den Einfluß der Bürgerschaft aut



ite Gestaltung der Gemeindeangelegenheiten wieder stär¬
ken und vermehren würde.

Von den Gegnern der Magisiratsverfassung wurde ins¬
besondere vorgebracht, daß der Einfluß der Regierung bei
der Magistratsverfossnng viel größer sei, und daß meist
das Bcstätigungsrecht der Bürgermeister bestehe. Gegen¬
über dieser Einwendung wurde hcrvorgehobcn, daß man
das selbstverständlich auch bei uns nicht tviinsche, daß aber
diese mit Recht beanstandeten Punkte durchaus kein we¬
sentlicher Bestandteil der MagistratSversassung seien , daß
vielmehr diese Punkte auf eine unserem Empfinden mehr
entsprechende Weise gelöst werden könnten . Es wurde
ein Antrag eingebracht, daß die Regierung dem nächsten
Landtag eine Gcsetzesvorlage wegen Einsührnng der
Magisiratsverfassung in den Städten der Städtcordnung
einbringen solle, weil auch die Freunde der Magistrats¬
verfassung der Ansicht waren , daß eine solche grund¬
legende Änderung der Städteverfassung nicht erfolgen
dürfe , ohne daß alle Interessenten vorher reichlich Ge¬
legenheit gehabt hätten , sich iiber diese Frage zu erklären
und Stellung zu nehmen. Die Gegner der Magistrats -
Verfassung führten aus , die Entwicklung unserer Städte
sei eine so erfreuliche, daß man daraus keinen Grund
schöpfen könne , um eine solche eingreifende Änderung
anzuregen . Es sei ja zuzugeben, daß der Einfluß der
Bürgerschaft zurückgcdrängt worden sei , cs sei aber frag¬
lich, ob die Einführung der Magistratsverfassung der
richtige Weg sei, um ihn wieder hcrbcizuführen . Es
wurde von gegnerischer Seite der Antrag gestellt , man
möge bei der Wichtigkeit der Frage die Regierung er¬
suchen, in einer Denkschrift ausführlich das Für und
Wider der Magistratsvcrfassuug darzulegen . Dieser
Antrag hat in der Kommission auch schließlich einstim¬
mige Annahme gefunden, nachdem der erste Antrag auf
Einführung der Magistratsverfassung für den nächsten
Landtag abgekehnt worden war .

Hierzu möchte ich noch bemerken , daß nach Ablehnung
des Antrags auf Einführung der Magistratsverfassung
ein sozialdemokratischer Antrag gestellt wurde, der das
Stimmrecht des Stadtrates ausschließen
und hiermit ein wesentliches Moment der Magistratsver¬
fassung cinführen wollte. Hier ist auch von anderen
Freunden der Magistratsverfassung ausgeführt worden,
daß man diese Maaistratsverfassung nicht in einem ein¬
zelnen Punkte cinführen könne , und daß die Aus¬
schließung des Stimmrechts des Stadtrats ganz unge¬
ahnte Konsequenzen haben könne . Es würde durchaus
notwendig , die ganze Siädteordnung auf diese Änderung
und ihre Folge» hin einer Durchsicht zu unterziehen, um
festzustcllcn , was alles für Änderungen notwendig werden
würden . Dieser Antrag ist daher mit großer Mehrheit
abgelehnt worden.

Das gleiche Schicksal erfuhr ein Antrag , der die
Öffentlichkeit der Stadtrats -
(Gemcinderats ) sitzungen einführen
wollte. Es wurde von den Freunden dieses
Antrages selbst vorgetragen , man könne nicht alles
öffentlich verhandeln , aber cs solle wenigstens der Grund¬
satz der Öffentlichkeit gewahrt und nur , wenn es not¬
wendig sei , die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.
Demgegenüber wurde hcrvorgehoben, daß cs unmöglich
sei , eine grundsätzliche Trennung zwischen öffentlich und
nichtöffentlich zu verhandelnden Sachen von vornherein
festzulegen , es werde oft eine Sache öffentlich beraten
werden können , während eine ganz gleichliegende aus
irgend welchen Ursachen nicht öffentlich behandelt werde,:
könne , und wenn diese zwei Sachen dann verschieden
behandelt würden , so werde dadurch erst recht Mißtrauen

hervorgerufen , was gerade die Antragsteller '
wollten.

Die Vorlage selbst hat dagegen in rmcgen ^ &
eine Erweiterung der Rechtebes B u r g E
schusses gebracht , und die Kommistion i„ ^ Jj

*

Beschlüssen hierüber noch in verschieden „ ^
hinausgegangcn . Es hat zunächst di Reaie n,»^ ., gümie
läge durch die Beifügung von Ziffer 7 zu § '56 a |3 « M
Zweifel ein Ende geinacht . Es tvar bisher ‘
ob der Bürgerausschuß , wenn die Gemeinde niiM
Privatunternehmer einen Vertrag über die ©imf
eines Gas - oder eines Wasserwerkes und derghM
worin die Gemeinde nicht auf Grund dio,'°- ?auf Grund dieses t
träges zu sofortigen Leistiiugen verpflichtet wurde,L
zu seine Zustimmung geben müsse . Es hätte zu "

Unannehmlichkeiten führen köniren ,
'

wenn
späterem Fäüigwcrden der Leistungen der
'gerausschuß sich iricht an das , was der Genu
rat vorher vereinbart hatte , gebunden fühlte. ^
seits ist es sehr notwendig , daß bei so wichtigen
der Bürgerausschuß schon von vornherein ein Wart i
zusprechen hat , Die Anregung der Regierung fat )
einmütige Zustimmung der Kon,Mission gefunden.'

Die Kommission ist aber noch weiter gegangen, ^
sie die Bestimmung bcigesügt hat , daß der Burgen
schuß auch bei der Festsetzung der Preise
Gas , Wasser , elektrischen Strom , der Preise der 2s jjiäb
ßenbahn usw . und bei ähnlichen dauernden Wirtschaft!«! Jjrte 51
Unternehmungen der Gemeinde mitzusprechen habe f Mete
wurde zur Begründung ausgcführt , daß die Biirgmst Mffe>
an der Festsetzung dieser Preise häufig ein Mg Mige
Interesse habe als an der Höhe der Umlagen , unli M 'chu
wurde anderseits darauf hingewiescn , daß jetzt icfmu ■$ «]
der Eemeindeordnung sich die Bestimmung sind-

. .Sc M n
der Bürgerausschuß bei der Festsetzung von ©cbüfstg M iß
z. B . der Schlachthausgebühren usw . . mitzusprch $ $
habe, obwohl deren wirtschaftliche Bedeutung lange ist ^ stellt ,
so groß sei wie die der Preise für Gas und Master usp .s Krden
rührten diese Bestimmungen eben aus einer Zeit i» Mgsr
Wo die Gemeinden noch keine wirtschaftlichen U« .Mjz
nehmungen betrieben hätten , und es entsprecheJ «tflefi
Weiterbildung dieses GedanOns , daß man das H Men
bestimmungsrecht des Bürgcrausschusses auch aus dvi 8e Dc
Fall ausdehne .

' |iip .
Tie Regierungvorlage hat auch gleichzeitig eine.Ä «Kiigl !

Einschränkung der Selbstverwaltung für . dw .IJciita Mste
Gemeinden gebracht , indem sie bei solchen Vertrages Men
auf die Errichtung von Gas - und Wasserwerken
sich erstrecken, die S t a a t s g e n e h m i g u n g sork
Der Grund zu dieser Maßnahme war der, daß diel MW
meindevertreter in den kleineren Gemeinden oft nicht ,
notwendige Geschäftsgelvandfheit und die notweni
Kenntnis der Dinge haben werden, um gegenüber1 Ml '

privaten Unternehmern , die diese Werke ausführeii,-!

Interessen der Gemeinden richtig wahrzunehimnT
ist daher zweckmäßig , daß die Staatsbehörden der1

nieinde mit Rat und Tat zur Seite stehen. Tst
Gedanke hat auch in der Kommission Billigung.

',
funden , so sehr Ihre Kommission sonst überall bem
war , das Selbstverwaliungsrecht nicht weiter
schränken als unbedingt notwendig.

Die Regierungsvorlage hat dann auch das J n itst
tivrecht der Stadtverordneten gesel
sestgelegt . Es wurde geklagt, daß ein solches niÄ

stehe , nur an einigen Orten tatsächlich Übung sei. se»

Regierungsvorlage ist bestimmt, daß die Städtverordim
das Recht der Initiative haben und der Stadtrat fl»# 11®

dm sc
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_ i ist, sich auf einen solchen Antrag unter Angabe sei»

Mnde zu äußern . Die Kommissionwar aber der An-

tzaß das nicht genüge, sondern daß man über die

ger ^ MLlage der Regierung hinausgehen müsse, und hat
t i» ben Beschluß gefaßt, daß unter bestimmten Voraus -

^
^Lflgen, wie sie z. B . in Abs . 3 , des 8 66 c näher

lMsiert sind , der Stadtrat verpflichtet sei, dem Wunsche
LKiirgerausschusses machzukommen . Es ist von seiten
■j

*
Kegierung dagegen hervorgehoben worden, das sei

£ indirekte Einführung der Magistratsverfassung .
§e Mehrheit der Kommission war aber der Ansicht ,
^ dies nicht der Fall sei ; es sei an und für sich richtig,

>efez Rechte des Bllrgerausschusses zu erweitern , und

mrde E »Mcseits sei die Fassung der Bestimmung so vorsichtig ,
'

‘ von irgend einer überstürzten Beschlußfassung keine
, sein könne , sondern . daß diese Bestimmung tat -

nur praktisch werde, wenn es wirklich im

Deresse der Gemeinde liege ; zudem müsse die geforderte
Mheit eine so überwiegende sein, daß tatsächlich ein

sch der gesamten Bürgerschaft vorliegen werde,
n die Abstimmung derart ausfalle , dann sei es aber

gerechtfertigt , daß der Stadtrat diesem Wunsche
kommen müsse. »

[ fine Reihe zweckmäßiger Abänderungen wurde ge-
-̂ ffenauf eine Petition der Vorstände der

jjadtv e r o r d n e t e n in den Städten der
e der BDSädteordnung . Sie beziehen sich auf ungehin-
tschaM M Akteneinsicht, auf auswärtige Reisen der Stadtver -

n bsbeZ Meten, auf die Aufsicht über die Ausführung von Bc-

SiirgeM Msen des Bürgerausschusses; sie sind durchaus zweck¬
en griU Miger Natur und geeignet, den Einfluß des Bürger¬
ten , ust , «Gusses etwas zu stärken.
etzt schm - Hierbei möchte ich noch auf einen Punkt Hinweisen , der

ttntf . M in direktem Zusammenhang mit dieser Frage steht,

^
Gebühr - M .sich sonst schwer unterbringen läßt, , das ist die Frage

ütznihrch ĵ Wohnungs Nachweis es . Hier war der Antrag
lange et zKellt, daß die Städte der Städteordnung verpflichtet

fser uftej Men sollen, einen öffentlichen unentgeltlichen Woh-
u Zeit k « gsnachweiszu errichten, und daß , um ihnen das zu er-
chen Um « glichen , in das Polizeistrafgesetzbuch eine Bestimmung
titircdic n « gefügt werde , daß die Hauseigentümer bei Strafver -
i das i Mj>en verpflichtet seien , leerstehende Wohnungen sowie
f auf iw fc Vermietung der leer stehenden Wohnungen anzu-

Wn . Die Regierung hat schon beim letzten Landtag
i eine, ffi Mglich der Einfügung einer solchen Bestimmung in das
u kleiiis ftizeistrafgesetzbuch eine Vorlage eingebracht, in der
ertragen . ! Wen Kammer ist jedoch dieser Vorschlag abgelehnt Wor¬

ts Md in der Zweiten Kammer nicht mehr zur Verhand»
!nng gekommen. In Ihrer Kommission wurde nun der

trag auf obligatorische Einrichtung des Wohnungs¬
eises abgelehnt, weil die Mehrheit der Ansicht war ,

jch man die Erledigung dieser Frage dem Ermessen der
Kleinen Städte selbst überlassen und hier keinen Zwang
Müden solle . Andererseits wurde aber zugegeben, daß
iie Einrichtung eines solchen Wohnungsnachweises je
M den örtlichen Verhältnissen wohl im Interesse der

.^ Memeinheit liegen könne , daß aber eine solche Ein »
^ « ung unmöglich sei, wenn nicht die geforderte Straf -

Wimmung bestehe. Es wurde daher mit Mehrheit die
Älution angenommen, daß die Regierung ersucht wer-

solle, eine entsprechende Bestimmung in das Polizei -
kafgesetzbuch einzufügen und eine entsprechende Vorlage

Landtag zu machen .
Eie letzte Abteilung meines Berichts enthält Bestim-

“WfSiett über zweckmäßigere Abstimmung bei Abände-

^ des Almendgenusses, über Gemarkungszusammen -
Mng . Grenzänderung usw ., die im allgemeinen eine
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Geschäftsvereinfachung herbeiführen sollen , die durchaus
zweckmäßig sind und auch in der Kommission von keiner
Seite Widerspruch erfahren haben.

Das sind im wesentlichen die wichtigsten Bestimmun¬
gen , wie sie Ihnen die Kommission vorschlägt, und ich
stelle daher namens der Kommission den A n t r a g :

Die Zweite Kammer wolle
1 . den Artikeln I , II 881- 4, IV- VII 881 , 2 Ziffer 1 .

2 , 4, IX —XI des Entwurfs eines Gesetzes betreffend die
Änderung der Gemeinde- und der Städteordnung in der
aus Anlage 3 des Kommissionsberichts ersichtlichen Fas¬
sung die Genehmigung erteilen ;

2 . die Petitionen des badischen Vereins für Frauen¬
stimmrecht , des Vereins Frauenbildung -Frauenstudium
Mannheim und des Vereins Rechtsschutzstelle für Frauen
und Mädchen für erledigt erklären ;

3 . a) die Großh . Regierung ersuchen, , dem nächsten
Landtage eine Denkschriftüber die Möglichkeitund Zweck¬
mäßigkeit der Einführung der sog . Magistratsverfas¬
sung in den Städten der St .-O . und die dadurch not¬
wendig werdenden Änderungen der letzteren vorzulegen ;

b) die Petition des Verbandes technischer Vereine
Mannheim -Ludwigshafen und Genossen der Regierung
als Material hierzu überweisen;

4 . die Petition der Vorstände der Stadtverordneten der
Städte der St . -O . als erledigt erklären ;

5 . die Großh . Regierung ersuchen, eine Gefctzesvorlage
wegen Einfügung einer Bestimmung in das Polizeistraf¬
gesetzbuch einzubringen , durch welche " derjenige unter
Strafe gestellt wird , der in Gemeinden, welche einen
öffentlichen, unentgeltlichen Wohnungsnachweis einge¬
richtet haben, der durch orts - oder bezirkspolizeilicheVor¬
schrift eingeführten Anzeigepflicht bezüglich leerstehender
Wohnungen und ihrer Vermietung zuwiderhandelt :

6. die Petition des Landesverbandes städtischer Beam¬
ten des Großherzogtums Baden als erledig: erklären^

Berichterstatter Abg . Kopf (Zentr .) : Die Artikel III
und VIII des vorwürfigen Gesetzentwurfs betreffen A b -
änderungen auf dem Gebietedes Gem eilt -
de Wahlrechts und zwar nach zwei Richtungen. Ein -
mal .soll mster Beibehaltung der Einteilung der Wahlbe¬
rechtigten in den Gemeinden in drei Klassen allgemein die

.sogenannte Sechstelung eingeführt werden, d . h . es sol¬
len die Wahlberechtigten nach dem Umfang der Steuerlei¬
stungen in drei Klassen in der Weise eingeteilt werden,
daß die erste Klasse aus dem höchstbesteuerten Sechstel der
Wahlberechtigten, die zweite aus den zwei folgenden
Sechsteln, den sogenannten Mittelbesteuerten , und die
dritte Klasse aus den übrigen drei Sechsteln , den sogenann¬
ten Niederstbesteuerten, bestehen soll. Das soll geschehen
nicht , bloß für die der Gemeindeordnung unterstehenden
Gemeinden sondern auch für die der Städteordnung un¬
terstehenden Städte . Zweitens soll in allen Gemeinden
Von mindestens 2000 Einwohnern die Proportionalwahl
oder Verhältniswahl sowohl für die Wahlen zum Bürger¬
ausschuß als für die Wahlen zum Gemeinde- bzw . Stadt¬
rat eingeführt werden. Diese zwei Bestimmungen sind
zweifellos die aktuellsten und die wichtigsten in dem vor¬
würfigen Gesetzentwurf . Sie haben seit vielen Jahren
den Gegenstand verschiedener Anträge und Beschlüsse die-
fes Hohen Hauses gebildet, sie sind so recht eigentlich der
politische Teil dieses Gesetzentwurfs , und schon aus die¬
sem Gesichtspunkt rechtfertigt es sich , daß ich diese Pestim¬
mungen , so einfach sie an sich in mancher Hinsicht sein
mögen, mit einiger Ausführlichkeit behandle. Vor allem
ist es notwendig, um über die Tragweite dieser Anträge
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klar zu werden , den derzeitigen gesetzlichen Zustand festzu¬
stellen , und auch bezüglich dieses erscheint es angemessen ,
daß ein kleiner hi st arischer Rückblick auf die

ganze Entwicklung unseres Gemeindewahlrechts geworfen
wird . Ich möchte aber darauf Hinweisen , daß ich in
meinem Bericht eine ausführliche historische Darstellung
der Entwicklung unseres Gemeindewahlrechts gegeben
habe , und daß ich aus diesem Grunde nicht beabsichtige ,
das , was in historischer Hinsicht Gegenstand meines Be¬

richtes ist , nun etwa ausführlich hier vorzutragen . Ich
setze, voraus , daß die Herren das gelesen haben . Immer¬
hin möchte ich aber die Hauptgesetze ganz kurz benennen .

Was zunächst unsere Gemeindeordnung vom 31.

Dezember 1831 betrifft , so hatte sie bereits eine

Einteilung der Wählerschaft in drei Klassen . Aber diese
Klassen waren nicht etwa aufgebaut auf der Steuerlei -

ftung , es hatte also diese Klasseneinteilung nicht etwa
einen plutokratischen Charakter , sondern sie kam ledig¬
lich einem Schutz der Minderbemittelten gleich. Es wur¬

den die Wähler nämlich einfach in drei gleich große Grup¬
pen eingeteilt , in die Gruppe der Höchstbesteuerten , der

Mittelbesteuerten und der Niederstbesteuerten , und jede
der drei Gruppen umfaßte eine gleich große Zahl Wahl -

berechtigter . Jede Gruppe konnte das Drittel der Aus -

fchußmitglieder , das sie zu wählen hatte , nur aus ihrer

Klasse entnehmen . Das batte , wie gesagt , die Wirkung
eines Schutzes der Minderbemittelten . Die Gestaltung des

Wahlrechts war also für die damaligen Verhältnisse zwei¬
fellos eine außerordentlich freiheitliche . Es bestand da¬

neben . wie bereits angedeutet , ein Ausschuß der Bürger .
Die Wahl des Bürgermeisters unterlag der Bestätigung
durch die Großh . Regierung . Dieser freiheitliche Zustand

bezüglich der Zusammensetzung der Klassen war übrigens
nicht von langer Dauer . Schon im Jahre nachher hat die

Regierung durch eine Verordnung , oder , wie man es da¬
mals genannt hat , durch ein provisorisches Gesetz einen

Wahlzensus eingeführt , der diese Gleichberechtigung aller

Wähler wieder wesentlich eingeschränkt hat .
Ein weiteres Gesetz kam dann am 3 . August 1837 zu

Stande . Durch dieses ist zum ersten Male die soge¬
nannte Sechstelung eingeführt worden , d . h . man hat
die Wählerschaft , die ja damals , wie schon im Jahre 1831,
nur aus den sogenannten Bürgern bestand , während die

sogenannten Insassen oder staatsbürgerlichen Einwoh¬
ner kein Wahlrecht hatten , in drei Klassen eingeteilt :

In die Höchstbesteuerten , die aus dem höchstbesteuerten
Sechstel der Bürgerschaft bestanden , in die zweite Klasse,
die aus den zwei folgenden nächsthöchstbesteuerten
Sechsteln bestand , und in die dritte Klasse , die aus den

niederstbesteuerten drei Sechsteln der Bürgerschaft bestand ,
also der Zustand , wie wir ihn in den kleineren Gemein¬
den von 500 bis 1000 Einwohnern zurzeit noch haben .

Im Jahre 1851 hat dann allerdings diese Sechstelung
eine Verschlechterung erfahren , indem — das lag in der

damaligen Zeit unmittelbar nach der Revolution —

die Sache recht plutokratisch zugespitzt wurde . Man hat

einfach die Steuerleistung zum Maßstabe der Einteilung
in die drei Klassen genommen und hat in die erste
Klasse diejenigen Bürger genommen , die zusammen ein

Drittel der Gemeindesteuer , der Umlage , aufgebracht
haben , in die zweite Klasse die Bürger , die das nächste
Drittel ausgebracht haben , und in die dritte Klasse den

Rest der Bürgerschaft . Es mußte aber die erste Klasse
immerhin aus dem zwanzigsten Teil der Bürgerschaft
bestehen , und wenn dieser zwanzigste Teil der Bürger¬
schaft mehr als ein Drittel der Umlagen ausbrqchte , was

schon damals in einer oder der anderen Gemeinde zu¬

traf , so wurden die Stsuerkqpitalieu der beiden fof^ .
den Klassen in zwei gleiche Teile geteilt , und diejenM ?
die als die höher Besteuerten die eine dieser Hälften ^
zahlten , bildeten die zweite Klasse , die anderen die drtz,
Klasse . Das war , wie gesagt , eine sehr plutokratM
Zuspitzung des Wahlrechtes , ähnlich wie sie ja in ^
ßen heute noch besteht .

Es kam dann das Gesetz vom 11 . Mai 1870, ^
wieder auf wesentlich freiheitlicherer Grundlage aufgehqtz
war . Dies Gesetz schuf zunächst einmal die direkte
des Bürgermeisters und der Gemeinderäte — dorh«
waren sie durch den Ausschuß gewählt worden —, M
zwar die direkte Wahl von Bürgermeister und Gemeind«,
räten ohne Klasseneinteilung auf Grund des allgemeiner
gleichen Wahlrechtes der Bürger . Ferner siel die Bestall ,
gung der Bürgermeister durch die Regierung weg . A
wurde auch wieder die Sechstelung in der Weise eing«.
führt , daß die erste Klasse 7 « , die zweite Klasse 7 « uch
die dritte Klasse die übrigen 3/ 6 der Bürger umfaßte . Da-
neben wurde für manche Entscheidungen die Gemeindever,
sammlung beibehalten . Es mußten also in manchen An-

gelegenheiten nach wiL vor alle Bürger gehört werden.
Eine Abänderung erfuhren diese Bestimmungen vier

Jahre später durch die Einführung der Städte ,
o r d n u n g . Die Städteordnung ist ja bei uns nicht
etwa ein ganz neues Gesetz, ein neues System : sie ist le.
diglich eine Novelle zur Gemeindeorduung . In dieser
Städteordnung hat man einen großen Schritt getan , der
es verstehen läßt , warum man zur Zwölftelung überge -

gangen ist . Es wurde nämlich in der Städteord -

nung zum ersten Male von der Bürgerge ,
in ein de zur Einwohnergemeinde überge -

gangen . Das hat es mit sich gebracht , daß die Zahl der
Wähler wesentlich vergrößert wurde . In manchen Orten,
z . B . in Mannheim , wurde sie vervierfacht , in manchen
verdreifacht , allermindestens aber überall verdoppelt.
Diese Städteordnung wurde für die sieben größten Sjädie
des Landes obligatorisch eingeführt , und es wurde den

übrigen Gemeinden frei gestellt , sich anzuschließen . Zn
der Zwischenzeit haben sich auch Bruchsal , Lahr und Os-

senburg angeschlossen und die Städteordnung , die sie ur¬
sprünglich nicht hatten , übernommen . Weil man be»

fürchtete , daß die Verleihung des Wahlrechtes an diese
große Anzahl von Wählern , an diese Überzahl der staats¬
bürgerlichen Einwohner , deren Wahlberechtigung nicht
einmal vom Besitz des badischen Staatsbürgerrechtes ab¬

hängig gemacht wurde , eine gewisse Verschiebung , ich
möchte sagen , ein unruhiges unstetes Element , in die
Gemeindeverwaltung hineinbringen könnte , wurde zm
Zwölftelung übergegangen , also eine Verstärkung der

Rechte der Begüterten in plutokratischem Sinne eingc -

fiünt Die erste Klasse bestand aus dem höchstbesteuerten
Zwölftel , die zweite Klasse aus den zwei folgenden
Zwölfteln und die dritte Klasse aus den übrigen neun

Zwölfteln oder drei Vierteln der Bürgerschaft . Gleich'

zeitig wurden auch alle Befugnisse der Gemeindever¬
sammlung auf den Bürgerausschuß übertragen . Die Ein¬

teilung der Zwölftelung war noch an die wesentliche
Bedingung geknüpft , daß auch die zweite Klasse , wie di«

erste Klasse , mindestens ein Drittel der Steuern aufbrist>

gen sollte . Das hat sich dann als unzweckmäßig erwie¬

sen ; es hat sich nämlich damals schon ergeben , daß in der

ersten Klasse weit mehr als ein Drittel , meist üb«
die Hälfte der Umlagen , aufgebracht wurde . Da nun be¬

stimmt 'war , daß in der zweiten Klasse mindestens ein

Drittel der Umlagen aufgebracht werden mutzte , hatte
das zur Folge , daß in manchen Städten die zweite Klaffe
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^ im Jahre 1882 eine Änderung des Gesetzes in der

Jr -L vorgenommen , daß die reine Zwölftelung , so, wie

Tlfeute noch in den Städten der Städteordnung besteht ,
Geführt worden ist.

xurch das Gesetz vom 22. Juni 1890 wurde dann

•ine wesentliche Änderung für die Gemeinden , welche nicht
!!! Atädteordnung unterstehen, eingeführt . Es wurde

znlich auch für diese Gemeinden die sogenannte Einwoh -
!!-raemeinde, wenn auch nicht in vollem Umfange aber doch

^ sichtlich desWahlrechtes, eingeführt . Die alte Bürger -

feinde blieb beibehalten hinsichtlich des Bürgergenus -

^ dagegen wurden hinsichtlich des Wahlrechts die soge¬

nannten staatsbürgerlichen Einwohner mit dem Jahre

M wahlberechtigt wie die Bürger . Es wurde ferner
Bürgerausschuß für alle Gemeinden mit über 500

Zielen obligatorisch eingeführt . Die Wahl la s Bürger -

Esters und der Gemeinderäte wurde dem Bürger -

Mchuß übertragen , in freiheitlichem Sinne ein Rück-

Für die Wahl des Ausschusses nahm man dann

micf) wieder eine Einteilung der Bürgerschaft in drei

Klassen vor, aber es wurde nicht etwa ein einfaches
Prinzip eingeführt , Sechstelung oder Neuntelung usw . ,
jandcrn man unterschied nach der Größe der Einwohner¬

zahl. Bei Gemeinden von 4000 und mehr Einwohnern
Wrde die Zwölftelung in drei Klassen eingeführt (ein

Zwölftel, zwei Zwölftel und neun Zwölftel ) , bei den

Gemeinden von 1000 bis 4000 Seelen die Neuntelung

(ein Neuntel, zwei Neuntel und sechs Neuntel ) und

bei den Gemeinden von 500 bis 1000 Seelen die Sechste -

lung (ein Sechstel , zwei Sechstel , drei Sechstel) .

Gegen diese Klasseneinteilungen hat sich bald eine große
Unzufriedenheit herausgebildet und namentlich eine große
Unzufriedenheit dagegen, daß man den Gemeinden die
direkte Wahl der Bürgermeister und Gemeinderäte , die
dos - Gesetz vom 14 . Mai 1870 vorgesehen hatte , genom¬
men hat , und so kam es, um diesen Beschwerden abzuhel-

fm. zu dem Gesetze vom 11 . Juli 1896 . In diesem wurde
dio Klasseneinteilung in der Weise abgeändert , daß bei
den Gemeinden von 4000 und mehr Einwohnern die
Zwölftelung in der Weise geändert wurde , daß die erste
Kasse wie bisher ein Zwölftel , die zweite Klasse aber nicht
mchr zwei sondern drei Zwölftel und die dritte Klasse
nicht mehr neun sondern acht Zwölftel umfassen sollte . In
den Gemeinden von 1000 bis 4000 Einwohnern wurde
die Neuntelung geändert , indem die zweite Klasse nicht
mehr aus zwei Neunteln sondern aus drei Neunteln ,
die dritte nicht mehr aus sechs Neunteln sondern aus
Hins Neunteln bestand . Gleichzeitig wurde für die Go »
meinden bis zu 1000 Einwohnern wieder die direkte
Wahl der Bürgermeister und Gemeinderäte eingesührt .

Das badische Volk gab sich aber mit dieser letzteren Än¬
derung nicht zufrieden. In diesem Hohen Hause haben
wir eine Reihe von Debatten gehabt, aus denen sich ergab,
daß man eben doch nicht damit zufrieden war , daß die
Gemeinden von über 1000 Seelen nicht mehr die direkte
Wahl der Bürgermeister und Gemeinderäte haben . Die
Regierung gab dem auch statt , und so kam es zum Gesetze
vom 27 . Juli 1902 , durch welches den Gemeinden bis zu
M0 Seelen wieder das Recht der direkten Wahl der Bür¬
germeister eingeräumt wurde.

Der derzeitige gesetzliche Zustand der Klasseneinteilung
und des Gemeindewahlrechtes ist also nunmehr folgender :

allen Gemeinden von mindestens 500 Einwohnern ist
ein Bürgerausschuß, in drei Klassen eingeteilt , zu wählen .
8n den Gemeinden von 600 bis 1000 Einwohnern sind

die Klassen im Verhältnis von ein Sechstel , zwei Sechstel
und drei Sechstel gebildet, in den Gemeinden von 1000
bis 4000 Einwohnern im Verhältnis von ein Neuntel ,
drei Neuntel und fünf Neuntel , in den Gemeinden von
4000 unb mehr Einwohnern im Verhältnis von ein
Zwölftel , drei Zwölftel und acht Zwölftel , und in den
Städten , die der Städteordnung unterstehen, im Ver¬
hältnis von ein Zwölftel , zwei Zwölftel und neun Zwölf ,
tel . Also viererlei Zusammensetzung der Bürgeraus¬
schüsse und daneben für die Gemeinden unter 500 Ein¬
wohnern kein Bürgerausschuß, sondern die Gemeinde¬
versammlung .

Dann haben sich aber seit dem Jahre 1896 auf fast je¬
dem Landtag (soviel ich feststellen konnte, nur den von
1900 auf 1901 ausgenommen) Beschwerden erhoben, und
es sind Anträge gestellt worden, die diesen Zustand än¬
dern wollten.

Seitens des Zentrums und seitens der Demokraten
gingen diese Anträge hauptsächlich auf Einführung der
Sechstelung, so wie sie durch das Gesetz vom Jahre 1837
und dann später wieder durch das Gesetz vom Jahre 1870
allgemein eingeführt worden war . Seitens der sozial¬
demokratischen Partei ist seit dem Jahre 1903 jeweils
eine Erweiterung des Wahlrechts für die Wahl der
Stadtverordneten und Stadträte in der Weise beantragt
worden, daß man die gänzliche Abschaffung der Klassen¬
einteilung beantragte , daß man also direktes und gleiches
Wahlrecht haben wollte und daß man insbesondere auch
die Einführung der Proportional - oder Verhältniswahl
beantragte . Seit dem Jahre 1906 hat auch die Zentrums¬
partei im Anschluß an ihren Antrag auf Sechstelung je¬
weils die Verhältniswahl beantragt ; ebenso haben es die
Demokraten getan. Auf dem letzten Landtag hat dann
auch die nationalliberale Partei , die sich früher gegen
diese Bestrebungen ablehnend verhalten hatte , einen An¬
trag auf Einführung der Sechstelung für alle Gemeinden,
auch für die Städte der Städteordnung , und auf gleich -
zeitige Einführung des Proportionalwahlrechts gestellt,
und es haben sich damals die bürgerlichen Parteien zu den
Anträgen zusammengefunden, die ich auf Seite 18 meines
Berichts festgestellt habe . Der Antrag der Kommission
des letzten Landtages ging dahin , die Zweite Kammer
wolle die Großh . Regierung um Vorlage von Gesetzent¬
würfen betreffend Abänderung der Gemeindeordnung und
der Städteordnung mit Berücksichtigung folgender Grund¬
sätze ersuchen :

1 . Ersatz der indirekten Wahl der Bürgermeister und
Gemeinderäte , soweit sie noch gesetzlich besteht , durch die
direkte ;

2 . Ersatz der Neuntelung und Zwölftelung bei der Ein -
teilung der Klassen für die Wahl der Bürgerausschüsse
in den Gemeinden über 1000 bzw . 4000 Einwohnern und
in den der Städteordnung unterstehenden Städten durch
die Sechstelung:

3. Einführung des Proportionalwahlsystems bei den
Wahlen der Gemeinde- bzw. Stadträte und Bürgeraus¬
schüsse bzw . Stadtverordneten innerhalb jeder Klasse ;

4 . Wahl der Stadträte durch die Stadtverordneten allein
ebenfalls nach dem Proportionalwahlverfahren ;

6 . Erweiterung der Initiative der Bürgerausfchüsse
bzw . der Stadtverordneten .

Was die sozialdemokratischen Anträge betrifft , so hat
die Kammer die Anträge auf direkte Wahl der Bürger -
meister auch in den Städten der Städteordnung abge¬
lehnt , und ebenso auch den Antrag auf Herabsetzung
des wahlfähigen Alters auf 21 Jahre , dann den An¬
trag aus Totalerneuerung des Bürgerausschufses alle



3 Jahre und auf Einführung der Wahlberechtigung
auch für solche , die irgend eine Unterstützung gewährt
bekommen . Dagegen wurde der Antrag der sozialdemo¬
kratischen Fraktion auf Einführung der Magistratsver¬
fassung der Regierung als Material für eine von der

Regierung in Aussicht gestellte Reform der Gemeinde¬

ordnung überwiesen . Das ist der historische Stand
der Sache .

Die Großh . Regierung will nun mit dern vorwür -

figen Gesetzentwurfden Wünschen auf Abänderung des
Gemeindewahlrechts , die in dieser langen Reihe von
Jahren in diesem Hohen Hause zutage getreten sind ,
zwar nicht in allem , aber wenigstens in einigen —
und nach meiner Meinung in den wichtigsten —

Punkten entgegenkommen . Sie beantragt erstens die
von den bürgerlichen Parteien beantragte Sechstelung
und zwar für alle Gemeinden , auch für die der
Städteordnung unterstehenden Städte .

Die Mehrheit der Kommission hat diesen Teil des
Entwurfs lebhaft begrüßt . Wir sind der Meinung , daß
damit unsere Gemeindeordnung einen wesentlichen Fort¬
schritt auf freiheitlicher Grundlage macht . Es wird
damit auf ältere Grundlagen zurückgegangen , und man
kann sogen : Die damit gegebene Entwicklung ist noch
wesentlich freiheitlicher als die durch die Gesetze vom Jahre
1837 und 1870 , weil eben heute nicht mehr die Bürger¬
gemeinde sondern die Einwohnergemeinde maßgebend
ist . Der sozialdemokratischen Partei ging allerdings der
Vorschlag auf Einführung der Sechstelung nicht weit
genug ; sie steht auf dem Standpunkt , daß die Klassen¬
einteilung überhaupt abgeschafft werden solle . Ein der
demokratischen Partei angehöriges Mitglied unserer
Kommission hat sich zunächst im gleichen Sinne ge¬
äußert , nachher aber beantragt , daß die Abschaffung der
Klasseneinteilung wenigstens für Gemeinden unter
10 000 Einwohnern erfolgen solle . Zur Begründung
dieser Anträge wurde , um es kurz zu sagen , ausgeführt ,
ein Teil der Einnahmen in den Städten und Gemein¬
den rühre aus den indirekten Steuern her , und zwar
sei das ein recht erheblicher Teil , es handle sich um
die Einnahmen aus den Betrieben gewisser Gemeinde¬
anstalten , z . B . der Gaswerke , Wasserleitungen , Straßen¬
bahnen , Verbrauchssteuern usw ., und hierzu trage die
Masse der Minderbemittelten ebensoviel bei als die
Begüterten . In zweiter Linie wurde geltend gemacht ,
Gemeinsinn und Verständnis für die Aufgaben der
Gemeinde finde sich bei den Minderbemittelten in

gleichem Maße wie bei den Begüterten ; ja es komme
sogar vor , daß man bei den Begüterten einseitige ,
egoistische Interessen vertreten sehe , während bei den
Minderbemittelten gerade die Tugenden des Gemein¬
sinns und des Verständnisses für neue Aufgaben der

Zeit manchmal in größerem Maße vorhanden seien .
In dritter Linie wurde hervorgehoben , in der ersten Klasse
seien keineswegs immer die Gebildeteren oder auch nur
die Begüterten . Die erste Klasse setze sich häufig aus
Leuten zusammen , deren Grundstücke sehr verschuldet seien ,
wo vielleicht beim Einzelnen sein Haus bis zum letzten
Hohlziegel mit Hypotheken belastet sei ; es seien teil¬
weise Leute in der ersten Klasse , die nicht einmal ihre
Gemeindeumlage bezahlen können und die nur deswegen
nicht in Konkurs oder Liegenschaftsvollstreckung kommen ,
weil niemand das Risiko auf sich nehmen wolle , eventl .
die dadurch erwachsenen Kosten tragen zu müssen . In
vierter Linie wurde geltend gemacht , Baden sei der

einzige süddeutsche Staat , in welchem noch diese Klassen¬
einteilung bestehe ; die anderen hätten diese Klassenein¬
teilung abgeschafft .

Seitens der übrigen Parteien — also insbesondere

seitens der Nationalliberalen und der Zentrum »^ ,
und , soweit Gemeinden über 10 000 Einwohner in » ^
tracht kommen , werden wohl die Herren Deinokr ^
auf einem ähnlichen Standpunkt stehen — , also sej^
der Mehrheit der Kommission wurde geltend gemacht
sei ein Gebot der Billigkeit , daß diejenigen , die in WirksiL
keit nichts oder sehr wenig zum Gemeindeaufwand
tragen (und das ist in den großen Städten die große Mgsü
der Bürgerschaft ), nicht in die Lage kommen dürf̂
die begüterten Bürger , die die meisten Umlagen zah^
müßten , zu Ausgaben zu nötigen , von deren Nottve^
digkeit diese sich nicht überzeugen können . Es soll ni$t
Vorkommen , daß diejenigen , die den GemeindeaufwM
aufbringen , durch jene überstimmt werden , die tatfäch.
lich nichts oder nur einen verschwindenden Teil
zahlen . In zweiter Linie hat die Mehrheit geltend
gemacht , es werde die Lage der Minderbegüterten ja
ohnedies infolge des Vorschlags der Großh . Regierun«
auf Einführung der Sechstelung wesentlich dadurch ver-
bessert , daß tatsächlich . für alle Gemeinden mit mehr
als 4000 Einwohnern die Zahl der Wähler der ersten
und zweiten Klasse verdoppelt wird , weil bis jetzt m
diesen Gemeinden die Zwölftelung gegolten hat und
jetzt die Sechstelung an - ihre Stelle tritt . Dadurch
werde das bisherige stärkere Wahlrecht der ersten und
zweiten Klasse wesentlich abgeschwächt . In dritter
Linie hat die Mehrheit darauf abgehoben , daß eben
doch, wie die Statistik ausweist — wenn Sie die
Anlage 1 meines Berichts ansehen , so finden Sie
dort eine Zusammenstellung über die Prozentsätze
der Gemeindebedürfnisse , die durch Umlagen gedeckt
werden müssen — , in allen Gemeinden , die dort auf-
geführt sind , namentlich in den größeren Städten ,
die größere Hälfte der Gemeindebedürfnisse durch Um -
lagen aufgebracht werden muß , und wenn Sie eine
frühere Statistik , z . B . die , welche vor zwei Jahren von
der Regierung vorgelegt worden ist , zur Hand nehmen
— sie ist , wenn ich mich recht erinnere , in dem Bericht
des Herrn Kollegen Venedey enthalten — , so finden Sie
dort , daß gerade die erste Klasse weitaus den größten
Teil , meistens mehr als % des Gemeindeaufwandes
aufbringt . In vierter Linie wurde seitens der Mehr -
heit ausgeführt , daß unsere Städte sich unter dem bis¬
herigen System gut entwickelt haben . Das konnte
auch die Minderheit nicht bestreiten . Auch die Minder¬
heit hat zugegeben , daß im Punkte der sozialen Für¬
sorge insbesondere seitens unserer großen Städte , also
da , wo die Zwölftelung gegolten hat , im großen und

ganzen nichts versäumt worden ist , daß also auch die
aus den höchstbesteuerten drei Zwölfteln zusammen¬
gesetzte Zweidrittelsmehrheit der ersten und zweiten
Klasse soziales Verständnis gehabt und gar manche
schöne Aufgabe in Angriff genommen habe , die vor-

wiegend den Unbegüterten in der dritten Klasse , der

Masse der Bevölkerung , zugute gekommen sei .
Endlich wurde gegenüber dem Hinweis auf Bayern

und Württemberg seitens der Mehrheit ausgeführt , daß
man diese Staaten nicht zum Vergleich mit Baden

heranziehen könne , denn in Bayern und Württemberg
habe man heute noch die Bürgergemeinde . Es ist also
dort die Zahl der Wahlberechtigten eine viel viel kleinere
als bei uns . Die staatsbürgerlichen Einwohner , die
überall in den größeren Städten die Mehrheit bilden ,

haben dort kein Wahlrecht , und es besteht dort auch

noch das Recht der Regierung , die Bürgermeister zu

bestätigen .
Aus diesen Erwägungen hat die Kommission mit 1»

gegen 4 Stimmen den Antrag auf gänzliche Abschaffung
der Klasseneinteilung und den Antrag auf Abschaffung
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Klasseneinteilung für die Gemeinden unter 10 000
!^ v,hnern mit 10 gegen 5 Stimmen abgelehnt . Die

der Kommission hat dementsprechend auch den

^ züalichen Teil des Regierungsvorschlags ange-

zweiter Linie beantragt die Großh .
wie ich bereits erwähnt habe ,

rjl ^ Verhältnis - oder Proportionalwahl
ijiutf eingeführt wird , und zwar für alle Gemeinden
*

joOO und mehr Einwohnern sowohl für die Wahl
A Gemeinderat als für die Wahl zum Bürgeraus -

jrjc. Von der Kommission ist das einmütig als ein
Egenkommen der Großh . Regierung begrüßt worden.
^ ganze Kommission erblickt in der Einführung der
»yiportionalwahl einen begrüßenswerten bedeutenden
Mchritt . Wir sind auch alle darüber einig , daß die
Ahältniswahl — ich will mich über ihre Vorzüge
M im einzelnen auslassen — den Geboten der Ge-

zMj^ eit, der Zweckmäßigkeit und der Vernunft in

Ar Hinsicht am besten entspricht. Es kommt auf diese
^is« jede Partei zu ihrer verhältnismäßigen Geltung ,
tzch dem Prinzip der Mehrheitswahlen , das wir bis

gl gehabt haben, konnte es Vorkommen , daß eine
Hnderheit , die vielleicht fast annähernd ebenso
jutf war wie die Mehrheit , in der Gemeindever-

Al^ g überhaupt nicht vertreten war , daß sie einfach
« jarisiert wurde, daß infolgedessen schwere Partei -
AoOfe , Parteizersplitterungen aufgekommen sind , und
^ auch eine . Mehrheit unter Umständen , ob-

Dich sie tatsächlich keine große war , rücksichtlos
« gehen und die Minderheit bis zu einem ge-
Men Grade vergewaltigen konnte. Das alles ist
mtürlich unmöglich , wenn die Verhältniswahl einge-
M wird , weil hierbei jede Partei genau nach Maß -

zabc ihrer Stärke in den Gemeindekollegien vertreten
tot wird, und dieses Zusammenwirken aller Partei -
Düngen ist gerade in dem Gemeindeleben am aller -
Mcheswertesten , es dient zur Ausgleichung der Gegen¬
ätze, und es wird infolgedessen auch . bezüglich des
Skmeindefriedens nur die allergünstigsten Wirkungen
haben können.

Wir können , wenn wir zur Einführung der Verhält¬
niswahl schreiten, auch ruhig sagen : Wir machen keinen
Mit ins Dunkle, denn es haben uns verschiedene
Staaten diesen Schritt vorgemacht und nach allem, was
mr hören und wissen , mit gutem Erfolge vorgemacht.
Kh darf darauf Hinweisen , daß Bayern und Württem -
ing die Verhältniswahl in ihren Gemeindeordnungen
geführt haben. Württemberg hat die Verhältnis -
«chl überdies auch bezüglich der 23 Landtagsabgeord -
itten eingeführt, die an die Stelle der früheren Privi -
legierten getreten sind . In der Schweiz besteht die
krhältniswahl in einer Reihe von Kantonen ; in Bel¬
gien besteht sie ebenfalls seit einer Reihe von Jahren .

uns selbst ist sie in den meisten Städten bei den
Wen zum Gewerbegericht und zur Ortskrankenkasse
NWfuhrt .

Was nun die Vorzüge dieses Systems betrifft , so
b°be ich sie ja bereits hervorgehoben : Vertretung der
«izelnen Parteien nach ihrer Stärke, Verhütung von
Einseitigkeit, Willkür, Versumpfung , die mit dem bis¬
sigen Mehrheitssystem manchmal verbunden waren .
Es wird namentlich auch anzunehmen sein , daß das
Evneindeleben bei der Verhältniswahl zwar lebhafter
»Ä — ich hin fest überzeugt, daß die Wahlbeteiligung
An der Verhältniswahl eine stärkere werden wird ,
E auch kleine Gruppen die Möglichkeit haben werden ,
Ae gewisse Vertretung zu erlangen — , aber es
**rden gleichwohl die Wahlen ruhiger verlaufen , es

wird namentlich wohl die persönliche Gehässigkeit
zurückgedämmt worden, weil jede noch so kleine Gruppe
sich sagt, daß sie immerhin eine gewisse Vertretung ,
eine ihrer Stärke angemessene Vertretung erhalten
wird , daß man nicht einfach über sie zur Tagesordnung
übergeht.

Der Kommission sind nun allerdings eine Reihe Be¬
denken gegen die Einführung der Verhältniswahl mit¬
geteilt worden, nicht aus der Mitte der Kommission,
sondern von auswärts ; insbesondere ging den drei Be¬
richterstattern ein sog . Gutachten der Städteordnungs¬
städte zu ; es wird wohl ein Gutachten der Oberbürger¬
meister sein , denn das Gutachten ist auf einem Ober -
bürgermeistertag beschlossen. Es wird hierin namentlich
ausgeführt , die Verhältniswahl eigne sich unter allen
Umständen nicht für die Wahl der Stadträte ; die Stadt¬
räte seien eine Verwaltungsbehörde , sie seien in gewisser
Hinsicht Gemeindebeamte, sie trügen die Verantwortung
für die Gemeindeverwaltung , eine ungleich größere Ver¬
antwortung als die Stadtverordneten , und es sei für
eine gedeihliche Verwaltung wünschenswert, daß die
Stadträte bis zu einem gewissen Grad aus einem
einheitlichen Gusse zusammengesetzt seien , daß die
Mehrheit des Bürgerausschusses die Möglichkeit
haben müsse , Elemente fernzuhalten , die für
eine gedeihliche Verwaltung hindernd sein könnten ;
der Bürgerausschuß müsse deshalb ein einheitlichesWahl¬
kollegium bilden. Nach dem Proportionalwahlverfahren
könne es aber Vorkommen , daß, wenn der Bürgerausschuß
aus 96 Stadtverordneten und 20 oder 21 Mitglieder
des Stadtrats einschließlich der Bürgermeister bestehe,
kleine Gruppen etwa von 8 oder 10 Mitgliedern
sich bilden und daß schon Gruppen von 10 Mitglieder «
einen Stadtrat wählen könnten. Es sei aber fraglich,
ob auf diese Weise die geeigneten Elemente in den
Stadtrat kommen würden. Es bestände heute schon in
den meisten größeren Städten 7 bis 8 entweder poli¬
tische oder wirtschaftliche Gruppen , und es bestehe bei
der Verhältniswahl die Gefahr , daß sich noch mehr der-
artige Gruppen bilden würden . Es sei aber im In¬
teresse der gedeihlichen Verwaltung wünschenswert, daß
diese Gruppenbildung nicht gefördert werde , sondern
daß der Bürgerausschuß nach der Mehrheitswahl die¬
jenigen Männer aussuche , die ihm die als zu Gemeinde¬
räten geeignetsten erscheinen . Die Kommission hat diese
Bemängelungen nicht für stichhaltig erachten können. Die
Erfahrungen des Lebens weisen es aus , daß gerade die -
Ausspracheder verschiedenen Richtungenin einemKollegium
die Ansichten ausgleicht, daß sich die Menschen einander
nähern , und daß Gegensätze überbrückt werden. Die
Erfahrungen des Lebens weisen es aus , daß jede der¬
artige Gruppe denn doch die tüchtigeren Leute an die
Spitze stellt , daß gerade auf diese Weise dem Ge¬
meindeleben manchmal neue Anregungen gegeben werden,
daß gerade dadurch , daß die verschiedensten Parteilager ,
die verschiedensten wirtschaftlichen Gruppen eine Be¬
teiligung im Stadtrat erlangen können , ganz gewiß das
Gemeindeleben nicht gefährdet, auch das Verantwortlich¬
keitsgefühl nicht abgeschwächt, sondern erhöht wird , und
daß insbesondere die kleineren Gruppen , sobald sie an
der Verwaltungsmitarbeit beteiligt werden, in erhöhtem
Maße ein Verantwortlichkeitsgefühl sich aneignen . Die
Kommission hat deshalb einmütig geglaubt , den Be¬
denken , die seitens der Herren Oberbürgermeister ge¬
äußert worden sind , keine Folge geben zu können.
Sie erachtet es als einen Fortschritt, wenn auch die
Stadträte und die Gemeinderäte aus der Mitte des
Bürgerausschusses mittels der Verhältniswahl gewählt
werden, und sie ist weiterhin der Ansicht, daß eine un-
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schöne und unnötige Unstimmigkeit und Inkonsequenz , in
das Gesetz gebracht würde , wenn zwar der Bürgeraus¬
schuß nicht aber auch der Stadtrat nach dem System
der Verhältniswahl gewählt würde.

Ich habe Ihnen bereits gesagt , daß nach dem Vorschlag der
Gr . Regierung die Verhältsniswahl nur für die Gemeinden
eingeführt werden soll, die mindestens 2009 Einwohner ,
also 2000 und mehr Einwohner haben. Gerade dieser
Teil des Vorschlags der Großh , Regierung ist aber
in der Kommission nicht unangefochten geblieben. Von
einer Seite wurde beantragt , daß die Gemeinderatswahl
in allen Gemeinden ohne Klasseneinteilung im Wege der
direkten Wahl und Verhältniswahl vorgenommen werden
solle . Es sei das , wurde ausgeführt , oft das einzige Mittel ,
um den übermächtigen Einfluß einzelner Personen oderPar¬
teigruppen , der sich oft sehr schädlich für das Gemeinde¬
leben bemerkbar mache, niederzuhalten . Die Großh.
Regierung hat sich aber dagegen ausgesprochen, auch die
Mehrheit der Kommission hat sich mit diesem Stand -
Punkt nicht befreunden können. Die Mehrheit war der
Meinung , daß wir für das immerhin etwas umständ-
sichere Wahlverfahren bei der Verhältniswahl doch nicht
in allen Gemeinden die geeigneten Kräfte hätten . Sie
war auch der Meinung , daß man in kleinere Gemeinden
nicht künstlich Gegensätze hineintragen solle, wo vielleicht
gar keine sind ; das würde geschehen bei der Verhält¬
niswahl . Denn sobald wir den Zwang der Einreichung
von Wählerlisten zur Durchführung der Verhältniswahl
einführen , sind die Wähler geradezu darauf hingewiesen,
verschiedene Listen aufzustellen. Es werden da
unter Umständen künstlich Gegensätze geschaffen, wo
man bisher lediglich vielleicht nach persönlichen Rücksichten
ohne politische oder wirtschaftliche Gegensätze und ohne
jede Leidenschaft die Wahl getätigt hat . Die Mehrheit
war also der Meinung , daß die Grenze von 2000 Ein -
wohnern eine geeignete ist . Dabei soll in keiner Weise
grundsätzlich '-ausgeschlossen werden, daß man vielleicht
später etwas heruntergehen kann, wenn sich die Sache
bewähren sollte . Diesem weiteren Schritt wird aller¬
dings entgegenstehen, daß z . B . in den ganz kleinen
Gemeinden bei der direkten Wahl der Gemeinderäte,
aber auch in Gemeinden, wo ein nur aus 20 bis
30 Mitgliedern bestehender Bürgerausschuß der Wahl-
körper ist , das Wahlkollegium ein so kleines wäre , daß
das Wahlverfahren der Proportionalwahl sich überhaupt
kaum eignen würde . Der Antrag wurde dann dahin
abgeändert , daß in allen Gemeinden mit wenigstens
2000 Einwohnern der Gemeinderat direkt und ohne
Klasseneinteilung nach der Verhältniswahl gewählt
werden solle . Dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt,
dagegen fand der Eventualantrag die Mehrheit , daß
die direkte Wahl der Gemeinderäte in den Gemeinden
bis zu 4000 Einwohnern einzuführen sei. Sie erinnern
sich aus früheren Landtagen , daß es ein altes Be¬
gehren verschiedener Parteien ist , daß die direkte
Wahl der Bürgermeister und Gemeinderäte wieder ein¬
geführt werden soll . Ein Teil der Parteien wünschte
das für alle Gemeinden , die nicht der Städteordnung
unterstehen , andere für die Gemeinden bis zu 4000
Seelen . Es war also nur die Konsequenz der früheren
Beschlüsse, wenn die Mehrheit beschlossen Hab, daß die
direkte Wahl der Gemeinderäte in allen Gemeinden
bis zu 4000 Einwohnern eingeführt werden solle. Die
Großh . Regierung hat sich dagegen ausgesprochen , sie
hat dringend gebeten, den Antrag abzulehnen, und hat
sogar erklärt , die Annahme dieses Antrags könne unter
Umständen das ganze Gesetz gefährden. Sie hat ge-
glaubt , daß die Wählermasse in Gemeinden über 2000
Seelen doch schon etwas zu groß wäre , um direkt zu

wählen , und daß schon durch die Einführung
portionalwahl dem Wahlberechtigten ein er
Einfluß , aus diese Wahlen eingeräumt sei,.
Anlaß vorliege, hier die direkte Wahl einzuft
Gerade die Bemerkung der Großh . Regierung,, ^
Annahme dieses Antrags unter Umständen das
Gesetz gefährden werde, hat einige Kommissiô
glieder, auch meine Person zum Beispiel, bestirn^ s
ich mich in der Kommission gegen diesen Antrag

*

gesprochen und gegen ihn gestimmt habe, obwohlich g
sätzlich dafür bin / ebenso zwei meiner Freunde
Fraktion , die auch gegen den Antrag gestimmt habeirl
siegt uns viel daran , daß das Gesetz zustande kommt , uij
möchten , so begrüßenswert der Antrag ist , dadurch dastz
nicht gefährden . ' Aber , wie gesagt , die Mehrheit1
.unsere Befürchtung offenbar nicht geteilt und beschh
daß in allen Gemeinden bis zu 4000 Einwohners
Gemeinderäte direkt gewählt werden sollen . Temg
wurde § 11 einer entsprechenden Änderung untep

Seitens eines Kommissionsmitglieds wurde itof unöet
Antrag gestellt , daß wenigstens der Gemeinderat, , lgern
der Bürgerausschuß , in den Gemeinden von 1000 0ero!

c
2000 Einwohnern nach den Grundsätzen der VerM !.fteie
Wahl zu wählen sei, natürlich ohne Klasseneinteij, ®el\r
weil dort direkt gewählt wird . Dieser Antrag hat , !t € t |
nur die eine Stimme des Antragstellers erhalten. ] ®e' 1
hat dagegen ausgeführt , was ich vorhin angeführt fi l"cht ,
daß das Herabgehen mit der Verhältniswahlen Geinch Mer]
unter 2000 Einwohnern Bedenken habe , man solle D '
Listenzwang nicht in kleinereGemeinden hineintragen, , î r
man da Unzufriedenheit erregt und weil sich biss ieilten
ein Bedürfnis hierfür in diesen Gemeinden nicht gez Mu
habe. Man hielt es auch für unzweckmäßig , daß hwier
diesen Gemeinden der Gemeinderat nach dem D,bei
der Verhältniswahl , der Bürgerausschuß aber , ü na
Mehrheitswahl gewählt werde. i sog

Die Kommission beantragt also eine Änderung Ä d .
§ 11 , die dahin geht, daß der Bürgermeister in ! .
Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern und der Gemen MÜ
rat in den Gemeinden bis zu 4000 Einwohnern di >tglie
gewählt wird , und zwar der letztere in den Gemeisi pi& i
von mindestens 2000 Einwohnern nach den Grunds rarti
der Verhältniswahl . Ferner wird in Absatz 4 Mkei
§ 15 beantragt , daß in den Gemeinden von mindest )tn, g1
2000 Einwohnern die Wahl der Gemeinderäte ,» Me
den für die Wahl des Bürgerausschusses gelte»! ftig k
geltenden Grundsätzen der Verhältniswahl erfolgt , sei « N
in § 36 der Gemeinde- und Städteordnung , daß in » Mer
Gemeinden von mindestens 2 000 Einwohnern ' jede g ge
drei Klassen für sich den dritten Teil der Mitgl« (fen
des Bürgerausschusses mittels Vorschlagslisten nach ! «e e
Grundsätzen der Verhältniswahl wählt . L $

Bezüglich der Verhältniswahl gibt es nun verschieb kksai
Systeme, und gerade die Debatten darüber , welchem ! lm t
stem bei uns der Vorzug zu geben sei, haben einen 6 »htei
ten Raum in den Verhandlungen der Kommission ei) sM

Man unterscheidet zunächst zwischen sogen)nommen.
ten freien und gebundenen Listen . Da»!
gibt es aber auch gemischte Systeme . Bei den freien !
ist der Wähler an die von den Parteien eiligeren !
Wahlvorschläge nicht gebunden, er kann ganz anderes
men wählen , als in den einzureichenden Wahlvorschlä
angegeben sind . Der sogenannte „Wilde"

, den eini
ner Wähler vorschlägt, gilt als besonderer Wahlvorsch
Die verschiedenen Vorschläge können gemischt werden, i
nennt das Panachieren . Eine Unterart dieser freien5
sten bilden die sogenannten verbundenen Li
DasWesen derselben besteht darin , daß die Unterze

1
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jener Wahlvorschläge dazu berechtigt sind , bei der

kung ihrer Wahlvorschläge erklären zu können , daß

^ schiedenen Vorschläge derart als verbunden behan -

sierden sollen , daß sie den anderen Wahlvorschlägen

jher nur als ein einziger Wahlvyrschlag anzusehen
*

g§ hat dies die Wirkung , daß gewisse Stimmreste ,

„ bei der Auszählung der auf die einzelnen Partei -

ßg t entfallenden gewählten Kandidaten ergeben ,
Mengezählt werden , so daß unter Umständen ver -

Ute Parteien einen oder weitere Kandidaten mehr
ringen, als tvenn jede Partei allein für sich

jjlt würde . Bezüglich der gebundenen Listen gibt
'
nid) wieder verschiedene Unterarten . Man kann

jiii das System der gebundenen Listen in der
, erklären , daß nur solche Wahlvorschläge abgc -

_ werden dürfen , an denen überhaupt nichts geändert
ü. Dieses System hat den Vorzug einer gewissen Ein -

eii , namentlich läßt sich das Wahlresultat bei den

endenen Listen viel leichter feststellen . Don den An¬

dern der gebundenen Listen wird namentlich darauf

gewiesen , daß die Ermittelung des Wahlresultats bxi

freien Listen mit großer Schwierigkeit verbunden sei,
swenn man zusammenzuzählen habe , wieviel Stimmen

einzelne Bewerber erhalten habe , und auch jeder
ne, her vielleicht erst bei der Wahl ganz neu auf¬

licht ist, berücksichtigt werden müsse , das ganz große
Gierigkeiten und Zeitverlust verursachen werde ,

fes Bedenken ist natürlich nicht ganz unbegründet .

Men haben sich nach einer der Großh . Regierung

sich biss ieiltm Auskunft der bayerischen und württembergischen

nicht gez gierung in diesen Ländern keine nenneswerten

ßig . daß hwiecigkeiten ergeben , so daß die Sache sicherlich
dem ch bei uns durchführbar ist . Gegen die freien Listen

aber , ü namentlich geltend gemacht , daß durch sie die Gefahr
s sogenannten Dekapitierens heraufbeschworen

tnderung ^ H-- daß entweder eine Minderheit in der eigenen

ister in ! trtci oder, was Wohl häufiger Vorkommen wird , eine

w Genien Mische Partei durch Abkommandierung verschiedener

chnern di itgltebcr es fertig bringen könnte , daß die Häupter , die

i Gemein der gegnerischen Parteien zu Fall gebracht werden .

Grundsi ractige Resultate haben wir ja auch bei verschiedenen

chsatz i umkenkassenwahlen , so in Freiburg und auch in Mann -

tt mindeß im , gesehen , wo die Gegenparteien dadurch , daß sie geg -

ideräte « sische Listen abgaben und die Führer darauf strichen , es
s gelte«! üig brachten , daß die Führer der gegnerischen Partei
rfolgt , fes R Niederlage erlitten haben und minderbedeutende

daß in ! Mer gewählt worden sind . Von den Anhängern
lern ' jede k gebundenen Listen wurde nun erklärt , daß bei
r Mitglii efen die Gefahr der Dekapitierung , die zweifels -
ten nach ! »e ein Nachteil wäre , von vornherein ausgeschlossen

i Indessen gibt es , wie wir gleich sehen werden ,
l verschieb kksame Mittel , um das Dekapitieren zu verhindern ,

welchem braucht deshalb bei Abwägung der Vorteile und

n einen t »hteile beider Systeme diesem Momente keine ausschlag -

zission eil Mde Bedeutung einzuräumen . Um so mehr wird man

en sogen» *En die gebundenen Listen einwenden können , daß die

n . Da« kch.sie bedingte Aufhebung der Freiheit des einzelnen

freien LMhiers in der Auswahl seiner Kandidaten schwere Be -

eingerenMkw esnflößen muß . Ist aber diese Freiheit aufgeho -

z andere M so führt das zu einer gewissen Verärgerung der

hlvorfchsilWserj wahrscheinlich auch zu einer gewissen Wahlflau¬
en ein tmÜ > die Leute werden zu Hause bleiben , wenn sie nicht

jahlvorschMMöglichkeit haben, . Männer ihres Vertrauens vorzu
werden, gen bzw. Änderungen an den verschiedenen Wahlzet -

ser freien^ " vornehmen zu können . Die gebundenen Listen füh -

e n L i ßM namentlich auch zu einer Übermacht der Parteileitun -

UnterzmH ^ -. Die Wähler müssen wohl oder übel den Zettel

Vusa

abgeben , der voir der Parteileitung eingereicht worden ist,
eine andere Wahl haben sie nicht . Die Parteileitung ,
die Parteiführer , würden dadurch eine gewisse Allmacht
gewinnen , und es müßte das zweifellos zu .einer gewissen
Verknöcherung des Parteilebens und zu einer Verärge -

rung der Massen fühlen , was wahrscheinlich auch eine
geringere Wahlbeteiligung im Gefolge haben würde .
Ein weiterer Nachteil der gebunden Listen besteht darin ,
daß sogenannte neutrale oder parteilose Leute , die gerade
in der Gemeindeverwaltung häufig sehr nützlich wirken ,
bei diesem System tatsächlich von der Wahl ausgeschlossen
werden , weil die Parteileitungen naturgemäß gewöhnlich
nur solche Kandidaten Vorschlägen werden , die sich ihrer
Partei angeschlossen haben .

Übrigens gibt es auch bei gebundenen Listen Ver¬
schiedenheiten . Insbesondere kann die Frage » welche
Wirkung eine Änderung oder Streichung in der Vor¬
schlagsliste haben soll, ganz verschieden beantwortet
werden . Z . B . hat die Kommission in der ersten Lesung
(gegen die Meinung des Berichterstatters , will ich be¬
merken , und gegen die Vorschläge der Großh . Regierung )
sich für die gebundenen Listen erklärt , aber nicht etwa für
das System der absolut gebundenen Listen , sondern für
eine Modifikation derselben , die dahin geht , daß Strei¬
chungen zulässig seien , daß sie aber , gar nicht berücksich,
tigt werden sollen . Die Kommission hat sich mit ande¬
ren Worten dafür erklärt , daß jede Wahlvorschlagsliste ,
die abgegeben wird , in vollem Umfang als gültig be¬
trachtet werden soll, auch wenn darauf alle Namen bis
auf einen einzigen gestrichen sind . Selbst wenn also in
den Städten der Städteordnung von den 16 in jeder
Klasse vorgeschlagenen Namen nur einer stehen geblieben
wäre , sollten alle 16 Namen , die auf dem Zettel standen ,
als gewählt gelten . Sie sehen, daß das natürlich eine
weitgehende Bestimmung gewesen wäre . Es wäre das
eine Unterart der gebundenen Listen gewesen , die ' eben
von dem Gesichtspunkt ausgeht , daß , wenn man sich ein -
mal für die Gebundenheit der Listen erklärt , dann zwar
Namen auf der Vorschlagsliste gestrichen werden können ,
diese Streichungen aber einfach als nicht vorhanden
betrachtet werden sollen.

Eine Abart bei den gebundenen Listen kanü dann
namentlich aber auch darin gefunden werden , daß man
sagt , daß , wenn auch Änderungen für zulässig erachtet
werden können , ein Bewerber , auf den nicht ein gewisser
Prozentsatz der für den betr . Wahlvorschlag abgegebenen
Stimmen , z . B . 50 Prozent , gefallen sei, als nicht ge¬
wählt gelten soll, ferner darin , daß bestimmt wird , . daß
ein Wahlzettel nur dann einer Wählergruppe als gültig
zugezählt werden dürfte , wenn wenigstens der größere
Teil der auf der eingereichten Vorschlagsliste stehenden
Bewerber nicht durchstrichen ist. Solche Vorschläge wur -
den auch in der Kommission erörtert , fanden aber kei¬
nen Beifall .

Die Großh . Regierung hat mit Recht erklärt ,
daß es sich bei der Frage , ob den freien öder 'den
gebundenen Listen oder einer Abart dieser beiden
Systeme der Vorzug zu geben sei , nicht um eine grund¬
sätzliche Frage , sondern um eine Zweckmäßigkeitsfrage
handle . Man kann bei jedem System Gründe für und
gegen anführen . Der Herr Minister des Innern hat sich
auf dem letzten Landtag für die gebundenen Listen er¬
klärt unter Hinweis auf ihre Einfachheit und auf die
leichte Möglichkeit der Ermittlung des Wahlresultates ,
in der vorwürfigen Gesetzesvorlage erklärt er sich aber
für die freien Listen , weil er sich , wie er in der Kommis¬
sion erklärt hat , überzeugt hat , daß eben doch der Frei -

t
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heit des Wählers zu sehr Gewalt ange¬
tan wird , wenn nian gebundene Listen ein¬
führt . Bei den freien Listen wird die Stimmenzahl
jedes einzelnen Bewerbers gezählt, da kommt jede Stim¬
me zur Geltung , bei den gebundenen Listen gelten die
Bewerber gewählt in der Reihenfolge , wie sie vorge¬
schlagen sind, ohne Rücksicht darauf , ob einer innerhalb
des einzelnen Wahlvorschlags mehr oder weniger Stim¬
men erhalten hat . Also auch nach dieser Richtung natür¬
lich eine Nichtberücksichtigung des Willens der Wähler .
Ich darf übrigens noch hervorheben, — ich habe das aus
einem Buch , das mir seitens des Herrn Ministerialrefe -
renten zur Verfügung gestellt worden ist , feststellen kön¬
nen —, daß in neuerer Zeit in verschiedenen Staaten ,
die die Verhältniswahlen eingeführt haben, das System
der freien Listen meistens bevorzugt wird . Ursprünglich,
als man die ersten Versuche mit Einführung dieses Sy¬
stems machte , hat man sich meistenteils für die gebun¬
denen Listen erklärt aus Angst vor der Schwierigkeit der
Ermittlung des Wahlresultats . Nach den Erfahrungen ,
die man gemacht hat , scheint aber , wie man aus dieser
Zusammenstellung ersehen kann, eine gewisse Tendenz
dahin zu gehen, daß man heute mehr den freien Listen
den Vorzug gibt .

Wie schon erwähnt hat die Großh . Regierung in ihrem
Vorschlag die Einführung der freien Listen beantragt .
Sie hat gleichzeitig auch vorgeschlagen, daß eine Ver¬
bundenerklärung dieser freien Listen eingesührt
werden soll . Die letztere Bestimmung hat nun die Kom¬
mission einstimmig abgelehnt . Wir sind der Meinung
gewesen , daß es zweckmäßiger ist , wohl schon im Interesse
der politischen Moral , wenn es nicht eingeführt wird ,
daß schon vor den Wahlen einzelne Parteien die Erklä¬
rung abgeben können, sie wollten für die Auszählung
der Kandidaten ihr » Listen als verbunden erklärt haben,
die Kommission hält es für besser, wenn bei der Zählung
eben nur jede Partei nach ihrer Stärke in Berechnung
kommt. Deshalb hat sie einmütig , auch nachdem sie in
der zweiten Lesung sich für die freien Listen erklärt hatte ,
sich dahin entschieden , daß der Vorschlag der Großh . Re¬
gierung auf Verbundenerklärung der Listen nicht anzu¬
nehmen sei.

Bezüglich des Verlaufs der Beratung muß ich aber
noch etwas nachholen. Ich habe schon erwähnt , daß in
der ersten Lesung die Mehrheit der Kommission sich für
die gebundenen Listen erklärt hat . In der zweiten Le¬
sung wurde der Antrag gestellt, dieses System wieder
abzulehnen und sich für den Vorschlag der Regierung zu
erklären . Dieser Antrag ist in der zweiten Lesung ange¬
nommen worden. Und so schlagen wir Ihnen vor : Freie
Listen, aber unter Ausschluß der von der Großh . Regie¬
rung vorgeschlagenen Verbundenerklärung .

Nun habe ich Ihnen schon erwähnt , daß bei den freien
Listen die Gefahr des sog . Dekapit ierens besteht .
Die Großh . Regierung hat deshalb schon in dem Entwurf
einer Verordnung , den sie über das Wahlverfahren bei
der Verhältniswahl erlassen will, den Vorschlag gemacht ,
daß die sog. Kumulierung zulässig sein soll. Die
Regierung geht ja davon aus , daß in das Gesetz selbst
nur ausgenommen werden soll, daß die Wahlen nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl und mit Verbunden¬
erklärung ftattfinden , daß aber alle Einzelbestimmungen
einer Verordnung überlassen werden sollen . Die Kom¬
mission hat diesen Standpunkt gebilligt , nur bezüglich
der sog. Kumulierung ist sie der Meinung gewesen , daß
das ein so wichtiger Grundsatz sei , daß er in das Gesetz
selbst ausgenommen werden müsse . Die Großh . Regie¬

rung hat in ihrem Verordnungsentwurf die Kumuli ,
rung vorgesehen durch Aufnahme folgender Bessin
mung : „Soweit die zulässige Gesamtzahl dadurch nicht
überschritten wird , darf jede vom Wähler vorgeschlagen,
Person durch Wiederholung des Namens oder mittel»
Wiederholungszeichens bis zu dreimal aufgeführt wer.
den "

. Die Kommission ist mit dieser Bestimmung er»,
verstanden, sie hat sie aber in das Gesetz hineingear .
beitet . Im übrigen ist die Kommission damit ein.
verstanden, daß alle übrigen Bestimmungen über da»
Wahlverfahren in die Verordnung ausgenommen werden
und nicht in das Gesetz, weil wir der Meinung sind, daß
es sich in der Tat empfiehlt , bei diesem neuen Wahlver-
fahren , dessen Wirkungen noch nicht abzusehen sind , die
freiere Gestaltung der Verordnung vorzuziehen ist, damit
die Regierung die Möglichkeit hat , je nach den Ersah,
rungen , die man damit macht , ohne große Schwierig¬
keiten Änderungen im einzelnen vornehmen zu können.

-jirgv

die

Seitens der Großh . Regierung waren noch einige an¬
dere Bestimmungen vorgeschlagen , die ich glaube erwäh¬
nen zu müssen . Im § t8 der Gemeindeordnung und der
Städteordnng ist bestimmt, daß, wenn die Stelle eines
Gemeinderats durch Tod oder Austritt erledigt wird , dort,
wo der Bürgerausschuß Wahlkörper ist , von diesem sofort
eine E r g än z u n g s w a h l ^ür die noch übrige
Amtsdauer des Abgegangenen vorgenommen werden
soll ; wo der Bürgerausschuß nicht Wahlkörper
ist , soll nur dann eine Ergänzungswahl borge -
nommen werden, wenn die Erledigung minde.
stens 1 Jahr vor dem Ablauf der Dienstzeit des Aus-
geschiedenen eintritt . Eine solche Ergänzungswahl,
die für die Gemeinden mit Bllrgerausschuß bis jetzt not¬
wendig gewesen ist, die sowohl hinsichtlich ausgeschiedener
Mitglieder der Stadträte als der Bürgerausschüsse bisher
notwendig war , wird bei dem System der Verhältniswahl
unnötig , weil man da bei einer Erledigung in der Weise
verfahren kann und konsequenterweise verfahren muß,
daß man als Ersatzmann denjenigen nimmt , der de:
Nächstvorgeschlagene auf der Vorschlagsliste, der der AuS-
geschiedene anaehörte , gewesen ist . Nun hat die Regie¬
rung aber auch vorgeschlagcn , daß für den Fall , daß ein
solcher Nächstvorgeschlagene auf dem Wahlvorschlag, dem
der Ausgeschiedene angehört hat , nicht vorhanden sei , die
Stelle einfach unbesetzt bleiben solle . Mit dieser Bestim¬
mung hat sich die Kommission nicht befreunden können .
Wir waren der Meinung , daß insbesondere bei den Stadt¬
rats - und Gemeinderatsstellen recht große Schwierigkeiten
entstehen können , wenn auf längere Zeit , 1 , 2 , 3 Jahre
unter Umständen, eine Stelle unbesetzt wäre . Die Kom¬
mission hat demgemäß einmütig die Bestimmung in das
Gesetz ausgenommen, daß in einem solchen Fall , wo ein
weiterer Bewerber auf der betreffenden Vorschlagsliste
nicht mehr steht , der Bllrgerausschuß einen Ersatzmann
wählen soll und zwar , weil es sich nur um einen Ersatz¬
mann handelt , natürlich nicht nach dem System der Ver¬
hältniswahl , sondern mittels Mehrheitswahl . Das wird
allerdings selten Vorkommen , weil die Regierung in der
Verordnung bestimmen will, daß jede Vorschlagslistemin¬
destens drei Namen mehr enthalten soll, als Leute zu
wählen sind , und weil ja wohl keine Partei mit ihrer gan¬
zen Liste , sondern jede Partei gewöhnlich nur mit einem
Teil ihrer Liste durchdringen wird .

Wir haben uns in der Kommission noch mit einer
anderen , sehr wichtigen, sehr tief einschneidenden Fragt

me ai

ntai,
imicht
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lfiir
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zu befassen gehabt, nämlich mit der Frage der Jnte >
gralerneuerung . Nach 8 18 Absatz 1 der Ge¬
meindeordnung und der Städteordnung werden <§ taM‘

Sch
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, Aemeinderäte auf 6 Jahre gewählt . Das ist
j®

{ «^»ininning , die wir feit dem Jahre 1831 gehabt
fLt, Alle 3 Jahre hat die Hälfte auszuscheiden. Eine

Abstimmung besteht bezüglich der Mitglieder des
^ Ausschusses . Diese Bestimmung beruht auf der
*Uatm8 , daß die Amtsdauer nicht zu kurz bemessen

zxn soll, weil erst im Laufe der Zeit die Mitglieder
?? x^ dtratS und des Bürgerausschusses sich eine ge-

eine gewisse Sicherheit des Auftretens„ffe Erfahrung .
* ■ nfIt und bei längerer Amtsdauer besser und zweck-
"^ iaer in die Verhandlungen eingreifen können . Es
Lbe nun aus der Mitte der Kommission - geltend ge-
stjit daß . wenn man ein ganz neues Wahlsystem, näm -
1 ’■ Verhältniswahl einsühre , die Konsequenz ver-

dieses neuenIff die
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daß man hier nach Einführung
^ ems wenigstens für die ersten fälligen Wahlen eine
Mierneuerung vornehme, und dieser Auffassung
L,.pt! auch manche Herren und war wenigstens ein
r -siied aus meiner Fraktion , das im übrigen die

Erneuerung nicht als dauernde Einrichtung hei¬
lten wissen möchte. Es wurde demgemäß beschlossen,
wenigstens für die erste fällige Wahl Total - oder

irgralerneuerung der Bürgerausschüsse und der Ge-
■"betätc bezw . Stadträte vorgenomnien werden soll,

-w wirft sich aber die schwierige Frage auf, wie es
Iten werden soll, wenn nach drei Jahren die Hälfte

scheiden soll. Wenn man da einfach losen würde, so
eine Verschiebung in der Wahl eintreten , denn es

üriite sich treffen , daß die Ausscheidenden zum größten
Ae auf e i n e Liste entfallen , und daß durch die Wahl

Mehrheit unter Umständen in eine Minderheit ver-
issudelt würde. Man könnte ja nun von jeder Bor -
MWÜste die Hälfte der Gewählten ausscheiden lassen ',

itc: es handelt sich oft um ungerade Zahlen , wo auf
ftE Vorschlagsliste drei oder fünf oder sieben Namen
laüallcn , und dort kann man keinen Bruch finden , da

-He wieder eine Art Los die Sache entschieden . Um
Rrä Schwierigkeit zu entgehen, hauptsächlich aus
to-ern Grunde, ist seitens der Kommission beschlossen
l«dm , daß ßiese Jntegralerneuerung als dauernde
Dichtung eingeführt werden soll . Demgemäß ist
Massen worden , daß sowohl für die Gemeinderatswahl
liefiir die Stadtratswahl jeweils alle Mitglieder gleich-
lirig ausscheiden und alle neu gewählt werden sollen .
wWenüber wurde aber von den Gegnern der
^iMlerneuerung, zu denen auch Ihr Berichterstatter
Me , darauf hingewiesen , daß eine Amtsdauer von
W fahren bei Jntegralerneuerung die Rechte der

Mschaft schwer beeinträchtigen würde , daß es nicht
M , daß man den Wahlberechtigten nur alle sechs

die Möglichkeit gebe, ihren Willen in der Wahl
^ Ausdruck zu bringen . Um dieses Bedenken aus -

« en, wurde von den Vertretern der Integral *
«rung beantragt , daß die A m t s d a u e r der Ge¬
räte und der Ausschußmitglieder auf vier Jahre

^stellt werde. Jn der ersten Lesung wurde das nur
Wch der Bürgerausschußwahl angenommen , nicht
ifllid) der Gcmeinderatswahl . Jn der zweiten

hat man es bezüglich beider Wahlen angenommen,«socherte die Konsequenz , da die Amtsdauer der
äuderäte und der Mitglieder der Bürgerausschüsse

läßigerweise gleichheitlich geregelt werden mutz .
^ t^ksonlich bedauere diese Lösung. Ich wäre

Meinung gewesen , daß trotz Einführung der
illnirwohl eine Jntegralerneuerung nicht not*
^ tmtreten mutzte . Es wäre eine UnstimmigkeitM sür die ersten drei Jahre gewesen , aber nachher

wäre das ausgeglichen gewesen : wir hätten alle drei
Jahre Wahlen gehabt, alle drei Jahre wäre die Hälfte
ausgeschieden wie bisher , und damit wäre garantiert ge¬
wesen , datz immer ein Stamm von erfahrenen Leuten
den Bürgerausschüssen und Gemeinderäten angehört
hätte . Es kommt nach meiner Auffassung ein gewisses
Moment der Unstetigkeit in den Bürgerausschuß und
den Gemeinderat , wenn alle MitMeder zu gleicher Zeit
neu gewählt werden. Die Mehrheit hat diese Bedenken
nicht geteilt , indem sie darauf hingewiesen hat , daß sehr
häufig doch die gleichen Leute wieder gewählt würden ,
daß immer eine Reihe von erfahrenen Kräften gewählt
wird . Der Antrag der Kommission geht also auf Ein¬
führung der Jntegralerneuerung bei den Wahlen , gleich¬
zeitig aber auch auf Herabsetzung der Amtsdauer der
Bürgerausschutzmitglieder und der Stadträte und Ge¬
meinderäte auf vier Jahre .

Mit der Annahme der Jntegralerneuerung wird dann
auch die in Absatz 5 des § 18 der Gemeindeordnung und
die für die Städte der Städteordnung in Artikel VIII
vorgesehene gleichlautende Bestimmung des Gesetzent¬
wurfs gegenstandslos, die Bestimmung nämlich, daß,falls die Stelle eines aus früherer Wahl hervorgegan¬
genen Gemeinderates oder Bürgerausschußmitgliedes ,d . h . eines aus einer Wahl, die vor Einführung der Ver¬
hältniswahl getätigt worden ist , hervorgegangenen Ge¬
meinderats oder Bürgerausschußmitgliedes durch Tod
oder Austritt erledigt wird, nachdem bereits eine Er¬
neuerungswahl nach den Grundsätzen der Verhältnis¬
wahl stattgefunden hat , vom Bürgerausschuß sofort die
Ergänzungswahl für die noch übrige Amtsdauer der
Abgegangenen vorgenommen werden müsse. Diese
Bestimmung wird gegenstandslos, weil dieser Fallbei Einführung der Jntegralerneuerung gar nichtVorkommen kann. Dagegen wird allerdings eine an¬
dere Übergangsbestimmung notwendig, für den
Fall nämlich , daß vor der nächstfälligen Wahl die Stelle
eines Gemeinderates oder eines Ausschußmitgliedes freiwird . Deshalb haben wir beantragt , in dem neuen Ar¬
tikel VIII , den Sie auf Seite 72 meines Berichtes fin¬
den , eine Übergangsbestimmung dahin zu treffen , daß,wenn die Stelle eines aus früherer Wahl hervorgegan¬
genen Gemeinderates (Stadtrates ) oder Mitglieds des
Bürgerausschusses durch Tod oder Austritt erledigt wird ,bevor eine Erneuerungswahl nach den Grundsätzender Verhältniswahl stattgesunden hat , der Bürgeraus¬
schuß alsbald mit einfacher Stimmenmehrheit einen Er¬
satzmann zu wählen hat .

Von sonstigen Änderungsvorschlägen, welche die
Billigung der Kommission gefunden haben, hebe ich nur
einige wenige hervor.

Zunächst soll in Absatz 4 des § 36 der Gemeinde¬
ordnung bestimmt werden, daß in Gemeinden von mehr
als 4000 Einwohnern künftig mehrere Wahlkommis ,
s i o n e n gebildet werden können . Bis jetzt konnten mehrere
Wahlkommissionen nur in den Städten , die der Städte¬
ordnung unterstehen, gebildet werden. Es war das ein
großer Mißstand , denn das Wählerkollegium war in
den Gemeinden von 5 bis 10 000 und mehr Ein¬
wohnern manchmal zu groß, als daß sich das Wahlge-
schüft ohne Schwierigkeit in einer Kommission hätte
erledigen lassen , und deswegen ist es zu begrüßen, daß
die Möglichkeit geschaffen wird, datz der Gemeinderat
künftighin je nach Bedürfnis mehrere Wahlkommissionen
bestellen kann. Die Kommission schlägt weiter vor, daß
bei diesem Anlaß auch die Bestimmung der Gemeinde¬
ordnung , wonach die Wahlkommission aus vier Mit¬
gliedern bestehen soll, dem Bürgermeister, dem Rat -

i
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schreibe! und zwei Gemeinderäten , dahin abgeändert

wird , daß sie aus fünf Mitgliedern bestehen soll, also

einer ungeraden Zahl . Schon für die Abstimmung ist

das wünschenswert; die Herren können sich auch leichter

vertreten , weil sie ja immer mindestens zu dritt an¬

wesend sein müssen , wenn die Wahl nicht ungültig

werden soll.
In Konsequenz der übrigen Kommissionsbeschlüsse

hat dann auch der § 166 der Gemeindeordnung , der von

den zusammengesetzten Gemeinden handelt , abge¬

ändert werden müssen . Dort soll jetzt bestimmt werden,

daß die von den einzelnen Orten oder mehreren Orten

gemeinschaftlich zu wählenden Mitglieder des Bürger¬

ausschusses von den daselbst wohnhaften Gemeinde¬

bürgern und wahlberechtigten Einwohnern , wo die Zahl
der Einwohner dauernd 1000 und mehr beträgt , unter

Anwendung der Klasseneinteilung , und in Orten , welche

mindestens 2000 Einwohner zählen , überdies nach den

Grundsätzen der Verhältniswahl , gewählt wer¬

den sollen . Es war das nur die Konsequenz unserer

übrigen Beschlüsse. Ebenso war in Absatz 2 die Ziffer
2000 in 4000 umzuwandeln , weil wir ja die direkte

Wahl der Gemeinderäte in allen Gemeinden bis zu
4000 Seelen beschlossen haben.

Wir haben dann namentlich auch dem § '18 Abs . 3

eine neue Fassung gegeben , insofern jetzt klar dort

unterschieden wird zwischen Gemeinden von weniger
als 2000 Seelen und solchen, die mindestens 2000 Seelen

haben . In den letzteren gilt der Proporz , und dem¬

gemäß wird in diesen keine Ersatzwahl mehr vorge¬
nommen . Es tritt dort einfach der auf der gleichen

Vorschlagsliste, der der Ausgeschiedene angehört hat ,

stehende , nächste Bewerber an seine Stelle . Das mußte
klar hervorgehoben werden . In den Gemeinden von

weniger , als 2000 . Seelen bleibt es bei der bisherigen

Bestimmung .
Die übrigen kleineren redaktionellen Änderungen , die

die Kommission vorgeschlagen hat , will ich nicht er¬

wähnen . . Ich bemerke , daß Sie die Zusammenstellung
des Gesetzentwurfes, soweit er sich aus den Kommissions¬
beschlüssen zweiter Lesung ergibt, auf Seite 69 meines

Berichtes finden . .
Schließlich muß ich noch erwähnen , daß , anläßlich

unserer Beratung seitens der Mitglieder der sozialdemo¬

kratischen Partei der Antrag gestellt wurde , eine Be¬

stimmung des Inhalts in das Gesetz aufzunehmen, daß

die Gemeindewahlen allgemein jeweils an einem Sonn¬

tage vorgenommen werden müßten . Eswurdedafür geltend

gemacht , die Wahlberechtigten hätten an Sonntagen am

besten Zeit , und es sei da infolgedessen eine möglichst weit¬

gehendeBeteiligung an der Wahl am besten gewährleistet.

Es wurde auch geltend gemacht , eine Beeinträchtigung
der Sonntagsfeier sei dadurch in keiner Weise zu be¬

fürchten; es würden ja auch Gemeinderatssitzungen, es

würden öffentliche Versammlungen , es würden Volks¬

feste, es würden amtliche Verkündigungen an Sonn¬

tagen vorgenommen . Es wurde namentlich auch auf

das Beispiel der Schweiz, speziell der Urkantone, hin¬

gewiesen , wo man sehr konservativ gesinnt sei und

trotzdem für das religiöse Leben eine Gefahr darin

nicht habe , entdecken können. Die Mehrheit der Kom¬

mission hat sich aber mit dem Gedanken nicht befreunden
können. Die Mehrheit , zuderauchJhrBerichterstattergehört
hat , war und ■zwar in Übereinstimmung mit der

Großh . Regierung der Meinung , daß es den Empfin¬

dungen des überwiegenden Teiles unserer Bevölkerung

nicht , entsprechen würde, daß der überwiegende Teil

unserer Bevölkerung eine Störuna der Sonntagsfeier

darin erblicken würde, wenn man dieses sehr weltliL .
und sehr häufig mit großer Aufregung , mit der gj
faltung von Leidenschaften und mit Lärm verbünde»
Wahlgeschäft auf den Sonntag verlegen würde,
Mehrheit hat auch geglaubt , man sei insbesondere,djev
Rücksicht auf die Sonntagsruhe und Sonntagsfeier
den Mitgliedern der Wahlkommissionen schuldig,^
eben auch einen Anspruch darauf hätten , einen freie ,
Sonntag zu haben ; und so wurde der Antrag ^
allen gegen die Stimmen der Herren Sozialdemokraten
abgelehnt.

Damit habe ich über das wesentliche dessen referiert
was Gegenstand meines Berichtes war . Der Antra ,
der Kommission geht dahin :

Die Zweite Kammer wolle den Artikeln III und VIII
des Entwurfs eines Gesetzes , betr . die Änderung btt
Gemeinde- und Städteordnung , in der aus der Anlage
meines Berichtes über die II . Lesung der Kommissi»,
(Seite 69) ersichtlichen Fassung die Genehmigung et»
teilen (Beifall ).

Stellvertretender Berichterstatter Abg . Kolb (S „z.);

Ich habe zu berichten über die A r t i k e l II § 5 , V,
des Entwurfs eines Gesetzes betreffend
die Abänderung der Gemeinde - undder

Städteordnung sowie über den Antrag der

A b g g . Or . Zehnter und Genossen , die Bp
seitigung der Härten der gesetzwidrigen Einschätzung von

Grundstücken , namentlich im Baugebiete der Städte beb ,
und über die einschlägigen Petitionen .

. Ich möchte meinem Berichte vorausschicken , daß , wie

ja wohl bekannt ist , Berichterstatter über diesen Teil der

Gesetzentwurfes Herr Kollege Or . Frank war . Der¬

selbe ist mittlerweile leider erkrankt ; ich habe erst heute

früh kurz vor Beginn der Sitzung davon Mitteilung er¬

halten , daß ich an seiner Stelle Bericht erstatten soll. Ar

werden es ohne weiteres begreifen, daß mir das einige

Schwierigkeiten gemacht hat , um so mehr, als ich mich

vorher nicht so eingehend mit dieser Materie befaßt hatte ,
als es notwendig gewesen wäre , um als Berichterstatter

aufzutreten . Immerhin glaube ich Ihnen im wesentliche«

das hier wiedergeben zu können , was die Konrmiffion tu

bezug auf die angeführten Bestimmungen beraten uni

beschlossen hat .
Der gedruckte Bericht beschäftigt sich zunächst mit dm

Art . II , und zwar , mit § 6 Ziff . 3 . In den 88 65 und

der Gemeindcordnung ist der Grundsatz aufgestellt ,
die Gemeindeausgaben „zunächst " aus den Erträgnisse « (
des Gemcindevermögens zu bestreiten sind , auch dam.

wenn dieses in der Form von A l m e n d g u t den Bük̂

gern zur Nutzung überlassen ist. Dieses Prinzip ist

nicht ganz durchgeführt worden, da ein bestimmter
des Bürgernutzens den Bürgern lastenfrei belaOi

wurde . Bis zum Jahre 1879 betrug dieser lastenfrei
Teil des Bürgernutzens 2 Klafter Holz und einen

gen Wiese oder Acker . Durch ein Gesetz vom 24 . FeM ^
1879 wurde dieser sogenannte „Freiteil " auf die

vermindert , und in den Gemeinden , in welchen derW

lägefuß 50 Pf . überstieg, wurde auch noch die Bel " '*

des Freiteiles bis zu zwei Zehntel des Wertes
'

vor^ i

sehen . In der Begründung des damaligen Gesetzes

Wurfes wurde darauf abgehoben, daß der Wert derb

Betracht kommenden Bezüge aus dem Bürgernutzen M

dem Jahre 1836 erheblich gestiegen fei , und daß man bl

der Kammer schon früher seine Zustimmung dazu

gesprochen habe, daß eine Verminderung des lastensws

Teiles des Bürgernutzens eintrete . Es wurde daiMj
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»-Ochers auch darauf abgehoben, daß die Besteuerung
^ Bürgernutzens eigentlich als Kopfsteuer wirke und
Ifaad ) $u recht erheblichen Ungerechtigkeiten führe .
. xgs Gesetz vom Jahre 1879 hat aber eine durchgrei¬

fende Zufriedenheit nicht zur Folge gehabt. Die Bürger-
« nußberechtigten zeigten vielerorts das Bestreben, den
Umlagefuß unter 50 Pf . zu halten und es auf diese
Heiseherbeizuführen, daß der Bürgernutzen von Lasten
frei bleibe ; das hatte aber dann zur Folge, daß die
anderen — diejenigen, die nicht im Besitz von Bürger¬
ten waren — eine erhöhte Umlage bezahlen mußten ,
fo daß dadurch wiederum Ungerechtigkeiten eintraten .

Jahre 1892 wurde mit Rücksicht darauf abermals
^jne Änderung des Gesetzes in der Richtung vorgeschlagen,
daß der Freiteil überhaupt nicht mehr belastet werden
8nne . während der diesen Freiteil übersteigende Teil des
Mgernutzens bis ' zu fünf Zehntel des Wertes mit einer
Mnißauslage solle belastet werden können. Allein auch
Mse Änderung des Gesetzes hatte nicht die erwünschte
Folge, es blieben immer noch Mißstände bestehen , auf
die dann im letzten Landtag namentlich Herr Kollege
Neck aufmerksam gemacht hat ; dieser hat auch ganz
WimKte Beispiele angeführt , welche bewiesen haben, daß

dock recht erhebliche Ungerechtigkeiten bestehen , und
N bat insbesondere auch , wiederum auf die Wirkungen
dieser Besteuerung des Bürgernutzens als Kopfsteuer
biggewiesen . Tann hat er auch darauf abgehoben, daß
diese Besteuerung des Bürgernutzens zugunsten der
Wtalkräftigen Elemente in der Gemeinde wirke, und
ferner, daß die Industrie , die sich ja in den letzten Jahren
mehr und mehr auf das Land hinaus verpflanzt hat , in -
sofckn durch diese Art der Besteuerung des Bürgernutzens
begünstigt werde , als eben durch sie der Umlagefuß künst¬
lich medergehalten werde ; die Erhöhung der Schul - und
überhaupt der Kommunalaufgaben , welche ja die Ver¬
pflanzung der Industrie auf das Land hinaus zur Folge
gehabt hat, habe selbstverständlich auch mit dazu bei -
getragen, daß hier eine Unzufriedenheit Platz gegriffen
hat . Tort , wo die Bürgergenußauflagen erhoben werden,
ruhten diejenigen Lasten, die im Gefolge der Ansiedelung
Mi Industrie auf dem Lande hervörgcrufen werden , in
ber .Hauptsache auf denjenigen, die Gemeindenutzen be-
zichen. Dazu komme noch , daß die gegenwärtige Art
her Besteuerung des Bürgernutzens als Kopfsteuer wirkt ,
daß also derjenige, der seinen Bürgernutzen zu versteuern
hat, ganz unbekümmert darum , ob er zur ärmeren oder
M reicheren Schicht der Bevölkerung gehört, in gleichem
8taße beizusteuern hat .

-Tie Kommission hat diese Mißständc durchaus aner -
kvwt und die Notwendigkeit einer Beseitigung derselben
chgesthen . Sie lehnt aber , ebenso wie auch schon der
Entwurf der Regierung , den Vorschlag ab , die Steuer -
Mte der Almende als umlagepflichtiges Steuerkapital
m Zinne des § 82 der Gemeindeordnung zu behandeln
»O somit statt der Genußauflage von den Genußberech-
Drn lediglich das auf diese Steuerwerte entfallende
Wagebetreffnis zu erheben. Sie wollte den Grundsatz
^ ganz preisgeben, daß der Gemeindeaufwand in der
Wptsache aus dem Gemeindevermögen zu decken sei.»M kamen aber dann auch noch Erwägungen steuer-
Wischer Natur , die von recht erheblicher Bedeutung

Man war der Überzeugung, daß eine anderweite
Regelung recht erhebliche steuertechnische Schwierigkeiten
J Gefolge haben würde, , und weiterhin war man der
^ nung , daß für einen Teil der Nutzungen , wie z . B.

und Torfbezug, erst Steuerwerte gebildet
l^ brn . müßten . Bei einem Teil der Kommission war

der Umstand ausschlaggebend , daß vor allem nachgewiesen
wurde , der Vorschlag würde praktisch die Abschaffung de8
Freiteils bedeuten, da der Steuerwert der ganzen
Almende als umlagepflichtiges Steuerkapitak zu behan¬
deln wäre.

Nach dem Vorschläge der Regierung werden denn auch
künftighin die Almendberechtigten stärker als die übri¬
gen Gemeindebürger zu den ' Gemeindelasten herange¬
zogen; die Belastung soll aber künftighin nicht mehr v o r ,
sondern neben der Umlageerhebung erfolgen . Die
Höchstgrenze für die Belastung bleibt auch nach dem
neuen Gesetz unverändert , d . h . sie beläuft sich auf fünf
Zehntel desjenigen Nutzungswertes , der den gesetzlichen
Freiteil übersteigt. Der Höchstsatz wird erreicht bei einem
Umlagefuß von 25 Pfg . Die Wirkung des Gesetzes wird
sich in dieser Beziehung nach der Meinung der Regierung
nur auf verhältnismäßig wenige Gemeinden erstrecken .
Welcher Art die Wirkung sein werde, ist im Kommissions¬
bericht auf Seite 7 niedergelegt. Es heißt dort : „Bei
den - Gemeinden, die bisher eine Genußaüflage aber keine
Umlage erhoben haben, würde nach den Berechnungen
der Großh . Regierung künftig eine Umlage von 3 Pfg .bis 11 Pfg . einzuziehen sein . Bei denjenigen Gemein¬
den , die bisher Genutzauflage und Umlage erhoben,würde teilweise (bei 5 von 46 Gemeinden) der Umlage¬
fuß unverändert bleiben. Bei den übrigen ergäbe sich in -
nerhalb des Rahmens von 25 Pfg . Umlage eine Steige -
rung von 1 Pfg . bis zu 9 Pfg ."

Die Kommission beantragt einstimmig, die Ziffer 8
des § ö in der von der Regierung vorgelegten Fassung
anzunehmen.

Ziffer 1 des ß 5 zieht die Konsequenz des eben bei § 8
Ziffer 3 vorgetragenen Standpunktes , insofern beantragtwird , in ß 68 Satz 2 G.-O . die Worte „das hiernach noch
Fehlende" zu streichen. In Ziffer 2 des 8 8 wird nur eine
redaktionelle Änderung vorgenommen. Ziffer 4 des 8 8
bringt lediglich eine deutlichere Fassung der bisherigen
gesetzlichen Bestimmungen. Infolge der Änderung in
Ziffer 3 bringt Ziffer 5 des 8 5 insofern eine Änderung ,als im Anfang des 8 93 der Gemeindeordnung die
Worte eingeschaltet werden : „durch Genußauflagenund " sowie „auf den Kapitalwert der Bürgernutzungen ."

Artikel V des vorliegenden Entwurfs handelt von der
W e r t z u w a ch s st e u e r . Sie wissen , daß der Wunsch
nach Einführung einer Wertzuwachssteuer ein ganz allge¬
meiner war ; die Regierung hatte in der uns beschäftigen,den Vorlage auch die Einführung der Wertzuwachssteuer
vorgesehen . Mittlerweile aber ist eine solche Vorlage dem
Reichstage zugegangen, der sich in seiner Kommission
schon eingehend mit dieser Frage beschäftigt hat , und man
war deshalb in der Kommission der Meinung , daß es
nach Lage der Sache nicht zweckdienlich sei , wenn wir uns
nun auch unsererseits in eine materielle Erörterung dieser
an sich schon sehr komplizierten Frage einlassen würden ,umsomehr als wir ja nach Lage der Verhältnisse wahr¬
scheinlich zu einem praktischen Ergebnis nicht kommen
können , so lange nicht im Reichstage die Sache selbst ent¬
schieden ist. Mit Rücksicht darauf war man deshalb in der
Kommission der Meinung , daß es sich empfehle, in eine
materielle Erörterung dieser Frage nicht einzutreten .
Dagegen wurde von einer Seite in der Kommission der
Antrag gestellt , die Großh . Regierung zu ersuchen , den
Landtag schon im nächsten Winter wieder einzuberufen ,um speziell diese Materie , falls der Reichstag nicht zu
einer Regelung kommt , einer gesetzlichen Regelung in
Baden entgegenzuführen. Die Mehrheit der Kommission

k
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vertrat jedoch eine andere Auffassung , und zwar in der

Richtung , daß sie beantragte — dieser Antrag ist auch von

der Mehrheit der Kommission angenommen worden —,

die Großh . Regierung aufzufordern , falls der Gesetzent¬

wurf , betreffend die Wertzuwachssteuer , im Reichstage

nicht zur Erledigung kommt , dem nächsten Landtag einen

diesbezüglichen Gesetzentwurf vorzulegen .

Artikel VI des Entwurfs beschäftigt sich zunächst mit

der Steuerfreiheit der den Gemeinden oder Kreisen

gehörenden Gebäude und Grundstücke . Bis vor

wenigen Jahren war die st e u e r l ich e B e -

Handlung der Gemein degebäude
und Gemeindegrundstücke eine sehr

verschiedene . Die zu öffentlichen Zwecken bestimmten

Gebäude , die keinen Ertrag abwarfen , waren der

Häusersteuer nicht unterworfen . In 8 21 Ziffer 1 des

Gesetzes vom 9 . August 1900, die Einschätzung der Gebäude

und Grundstücke betr . , und in 8 39 des Vermögenssteuer¬

gesetzes vom 28 . September 1906 wurden diese Bestim¬

mungen dahin erweitert , daß die den badischen Gemeinden

gehörenden , öffentlichen Zwecken dienenden Gebäude zur

Steuer nicht zu veranlagen feien , ohne Rücksicht darauf ,

ob sie einen Ertrag abwerfen oder nicht . Die Grund¬

stücke der Gemeinden , mit Ausnahme von Straßen ,

Wegen , öffentlichen Plätzen , Begräbnisstätten , sollten

keine Steuerfreiheit genießen . Das Vermögenssteuer¬

gesetz brachte aber insofern eine weitere Steuerbefreiung

für Grundstücke , als es bestimmte , daß auch solche Grund¬

stücke steuerfrei sein sollen , welche Zubehörden zu steuer¬

freien Gebäuden bilden , soweit sie unmittelbar und aus¬

schließlich den gleichen Zwecken dienen wie die steuer¬

freien Gebäude selbst . Die Erste Kammer beschloß seiner¬

zeit zu § 30 Ziffer 1 des Vermögenssteuergesetzes eine Er¬

weiterung zugunsten der Gemeindegrundstücke , wonach

nicht nur die dem Reich und dem badischen Staate ge¬

hörigen , öffentlichen Zwecken dienenden Grundstücke , son¬

dern auch die badischen Gemeinden und Kreisen gehören¬

den nicht zur Steuer veranlagt werden sollten .

Diese Bestimmungen hatten aber eine erhebliche Härte

zur Folge , namentlich dort , wo größere leistungsfähige
Gemeinden Grundstücke in der Gemarkung ärmerer

Gemeinden liegen .haben . So ist z . B . die Stadt Frei -

burg , die ihre Rieselfelder auf der Gemarkung des

Dorfes Umkirch liegen hat und dort früher erhebliche

Umlagen für diese Rieselfelder bezahlte , durch diese

Bestimmung im Vermögenssteuergesetz von dieser Um¬

lagepflicht der Gemeinde Umkirch gegenüber befreit

worden . Der vorliegende Entwurf beabsichtigt , durch

Einschaltung eines neuen 8 82 a der Gemeinde - und

Städteordnung diese Härte zu beseitigen . Nach dein

Entwurf sollen die einer Gemeinde gehörigen und öffent¬

lichen Zwecken dienenden Grundstücke , die auf Ge -,

markungen anderer Gemeinden liegen und einen Ertrag

abwerfen , künftig zu den Umlagen herangezogen werden .

Die Kommission war mit der Tendenz des Ent¬

wurfs einverstanden , schlägt aber folgende Fassung

vor : „Sofern die einer Gemeinde gehörigen und

öffentlichen Zwecken dienenden Grundstücke , die

nicht unter 8 30 Ziffer 2 und 3 des Vermögens¬

steuergesetzes fallen , in einer anderen Gemarkung liegen ,
werden sie in dieser Gemarkung mit einem nach den

Vorschriften des Vermögenssteuergesetzes gebildeten

Steuerwert zu den Umlagen beigezogen . In gleicher

Weise werden auch die öffentlichen Zwecken dienenden

Liegenschaften der Kreise , falls sie nicht unter § 30

Ziffer 2 und 3 des Vermögenssteuergesetzes fallen , zu
den Umlagen beigezogen .

" Die Großh . Regierung hat

sich mit dieser Fassung des betreffenden Paragraf ,
einverstanden erklärt .

Ich komme nunmehr zu Artikel VI § 3 des Entwimz
der vom Beginn und Ende der Umlage

'

Pflicht handelt . Hier ist bestimmt , daß die

schriften des Einkommensteuer - und Vermögensst «^
gesetzes über Beginn und Ende , Erhöhung und ^
Minderung der Steuerpflicht allgemein auch bei der
meindebefteuerung gelten sollen . Ich brauche auf 5it{j
Änderung wohl nicht des näheren einzugehen , sie ergibt
sich ja von selbst . Die Kommission hat sich mit der
Änderung einstimmig einverstanden erklärt .

Der Artikel VI 8 I will insofern eine Änderung
beiführen , als er einen Zusatz zu 8 90 Abs . 1 der Gemeind «,
und Städteordnung vorschlägt , wodurch die bisher be¬
liebte Praxis der Gemeinden gesetzlich festgelegt >vird
Die Tinge liegen in der Praxis so , daß bei Liegen¬
schaften , die für einen Gewerbebetrieb benützt weo
den, der Ertrag der Liegenschaften in dem gewerblichen
Einkommen , an dem die Gemeinden steuerlichen Anteil
haben , bereits enthalten ist . Wenn man nun die bjz.
herige Bestimmung wörtlich anwenden wollte , so könn¬
ten die Gemeinden unter Umständen eine doppelt
Steuer erheben . Das haben sie bisher nicht getan, fie

haben praktisch durchaus konsequent und vernünftig g«.

handelt . Es soll aber , um Irrungen vorzubeugen , durch
die Änderung des Gesetzes das , was bisher praktisch
üblich war , auch gesetzlich festgelegt werden .

8 100 der Gemeindeordnung bestimmt : „Die Ver¬
walter des Tomänenftskus , der Standes - und Grund-

Herren , sowie der über einen oder mehrere Bezirke sich
erstreckenden Stiftungen , ferner alle diejenigen , tvelche
mit einem Steuerwert und Einkonimensteueranschlag
von mindestens 50 000 M . zur Gemeinde umlagepflichtig
sind , sind zur Beratung des Voranschlags unter der

Voraussetzung einzuladen , daß überhaupt eine Umlage

zu beschließen ist. Sie sind in diesem Falle mit ihren Ein-

Wendungen zu hören und können solche schriftlich dem

Voranschlag anschlietzen .
" Diese Vorschrift wurde alt

überflüssig mit allen gegen 5 Stimmen gestrichen.

Ein weiterer Abschnitt des gedruckten Berichts be¬

schäftigt sich mit der Einschätzung der Grund¬

stücke besonders im Baugcbiet der Städte . Hierzu

gehört der Antrag der A b g g . I) r . Z e h n tti

u n d Genossen , der folgenden Wortlaut hat : „Tr

Zweite Kammer ersucht die Großh . Regierung , dahm

zu wirken , daß bei dem nächsten Steuer -Ab - und -Z»-

schreiben im Wege der 88 31 , 34 Ziffer 1 des Vermögcns

steuergesetzes die steuerlichen Härten beseitigt werde»,
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welche sich bei den einzeln geschätzten Grundstück»,

namentlich im Baugebiet der Städte , dadurch ergebaM

haben , daß bei der Schätzung dieser Grundstücke , ent¬

gegen der Vorschrift der Abs . 3 und 4 des § 15 bö

Gesetzes über die Einschätzung der Grundstücke und

bäude vom 9 . August 1900 , zu ausschließlich die !Ü

einzelne Parzellen in den Normaljahren bezaM»

Kaufpreise als maßgebend in Betracht gezogen wurde»,

während dagegen die üblichen Pachtzinsen , die Lage ai

Ertragsfähigkeit der Grundstücke und die sonstigen M

die Feststellung des laufenden Wertes erheblichen Er¬

stände keine genügende Berücksichtigung fanden .
" Tck-

Antrag wurde in der Kommission lebhaft erörtert , O

man hat auch allseiis zugegeben , daß bei dieser Neueiî

schätzung teilweise recht erhebliche Härten unterlauM-

sind , namentlich soweit die Einschätzungen an bei

Peripherie .der großen Städte in Betracht kommen, dck-

wo neue Eingemeindrmgen vorgenommen worden !'•»*•
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brfolge der Grundstückspekulation die Preise künst-
. hjx Höhe getrieben worden sind und die Leute

ja
'
brem dort belesenen landwirtschaftlichen Gelände zu•“ 'L ^ en Sätzen eingeschätzt wurden , wie das beim

^ Mtionsgelände der Fall war . Auch die Großh.
hat i' ch ihrerseits bereit erklärt , die Härten

^ Ügen zu helfen insofern , als eine Prüfung der
Mtztungen vorgenommen werden soll, insbesondere in
b
^ zßeren Gemeinden. Der einstimmig beschlossene

» « trag der Kommission geht dahin , „den An-
v , j,er Abgg. Dr . Zehnter und Genossen der Regierung
- hem Sinne empfehlend zu überweisen, daß die
»chatzungsräte und Steuerkommissäre dahin instruiert
^ tt, bei der Einschätzung von Grundstücken, ins -
^ aybe

'
re in der Nähe der größeren Städte abnormale

^ ufswerte und Spekulationspreise der Einschätzung
zugrunde zu legen , und daß ferner in diesen Be-

«rfeit eine Nachprüfung der erfolgten Einschätzung ver-
^ ßt wird .

" Die Großh . Regierung hat sich mit dieser
einverstanden erklärt .

In Artikel VI §§ 5 und 6 wird die Frage des
xchuldenabzugs und der Erhöhung der
Kapitalbesteuerung behandelt . Es ist das die
Lage , die schon seit Jahren eine recht erhebliche Rolle
M und über welche die Meinungen auch sehr weit
Einander gehen . Der Zweck unserer Vermögenssteuer-
zrsetzgebung war der, daß die Betriebsvermögen ent¬
lastet und die Grund - und Häusersteuertverte stärker
Met werden sollen . Jahrzehnte lang war bekanntlich
eine Neueinschätzung des Grund u . Bodens u . der Häuser
M vorgenommen worden und es waren infolgedessen
eihebliche Ungerechtigkeiten in Erscheinung getreten , die
durch die Neueinschätzung zur Vermögenssteuer beseitigt
Mtbcn sollten . Das Ziel , das durch das Vermögens -
sMergesetz erreicht werden sollte , ist im »vesentlichen auch
nreicht »vorden . Nun ist aber klar , daß in der Über-
Mgszeit bei derartig einschneidenden Bestimmungen ,
me sie jenes Gesetz gebracht hat , auch Härten in Er -
ijeinung getreten sind , die allenthalben zur Unzufrieden -
tät geführt haben. Dazu kommt weiter , daß gerade
in den Zeiten , wo das neue Vermögenssteuergesetz in
ätait getreten ist, die große Umlageerhöhung in den
Äädten eingetreten ist, die bis zu 61,1 Proz . , im Durch¬
ritt 31,9 Proz . betragen hat . Es ist nicht meine
Wabe, hier die Gründe zu untersuchen, die dazu ge-
tttt haben , daß die Städte auf einmal zu einer so
sdcblichen Steigerung der Umlage gekommen sind .
Hiermit dieser Tatsache ist zu rechnen , und dieser Faktor
Hieben bei der Beurteilung des neuen Gesetzes nicht
Reichend in Rechnung gestellt worden ; namentlich die
illind- und Hausbesitzer , die das Vermögenssteuergesetz
fit die Steigerung der Umlage verantwortlich machen ,
W> sich viel zu wenig darüber klar geworden, daß
•öliger das Vermögenssteuergesetz als die sehr starke
istüageerhöhung in den Städten mit zu der plötzlichen
Whung der Steuerlast der Hausbesitzer beigetragen
foi Diese Unzufriedenheit ist in Versammlungen , die

und landab gehalten wurden , und insbesondere
in Petitionen, die diesem Hause zugegangen sind,

M» Ausdruck gekommen . Wir haben uns schon auf dem
fchm Landtag mit solchen Petitionen zu beschäftigen
jjtta und es sind , entsprechend der Stimmung im

und dem Inhalt dieser Petitionen , Jnitiativ -
Eiräge gestellt worden, die dahin gerichtet waren , daß^ Frage des Schuldenabzugs erneut einer Prüfung
^ »mvorfen werde . Auch die Petitionskommission hat

it» derselben Weise ausgesprochen, indem sie die

Petitionen , die den Schuldenabzug verlangten , der
Großh . Regierung in dem Sinne empfehlend überwiesen
hat , daß diese nochmals in eine eingehende Prüfung der
Frage des Schuldenabzugs eintreten solle.

Die Großh . Regierung hat nun ihre Haltung gegen¬
über der Forderung des Schuldenabzugs nicht geändert .
Dagegen ist sie bereit gewesen , eine andere Änderung
eintreten zu lassen , die auf Seit » 16 des gedruckten Be¬
richts enthalten ist . Die Regierung schlägt vor : a) Durch
Gemeindebeschluß mit Staatsgenehmigung kann auf die
Dauer von jeweils 5 Jahren bestimmt werden, daß die
Steuerwerte des Liegenschaftsvermögens nur mit drei
Vierteilen in Berechnung zu kommen haben (Art VI 8 6) .
b) Vom Steuerwert des Kapitalvermögens dürfen höch¬
stens 12 Pfg . von 100 M . erhoben, während bisher die
Höchstgrenze 10 Pfg . war (Art . VI 8 6) . c) Die Dienst¬
einkommen, Ruhe - und Unterstützungsgehalte der
Beamten usw . dürfen höchstens mit einer Umlage
von 3 M . (statt bisher 2,50 M .) von 100 M . des
Einkommensteueranschlags belastet tverden (Art . VI
8 6) . Die Regierung bezweckt damit , einen ge¬
rechteren Ausgleich in der Belastung durch die Gemeinde¬
besteuerung herbeizuführen. Es unterliegt ja keinem.
Zweifel , daß der Grund - und Hausbesitz gegenwärtig
eine prozentual höhere Belastung zu ertragen hot , als
das früher der Fall gewesen ist , und insofern war man in.
der Kommission durchaus einig, daß ein gerechter Aus¬
gleich geschaffen werden soll ; nur darüber , wie das zu
machen ist , gingen die Meinungen auseinander . Die
Regierung hat nun versucht , mit diesen erwähnten Vor¬
schriften einen Ausgleich herbeizuführen . Die Kommis¬
sion lehnte den Vorschlag , daß durch Gemeindebeschluß
mit Staatsgenehmigung auf die Dauer von jeweils
5 Jahren bestimmt werden kann, daß die Steuerwerte
des Liegenschaftsvermögens nur mit drei Vierteilen in
Berechnung zu kommen haben, mit großer Mehrheit ab ,weil sie befürchtete , daß dadurch nur wieder neue Unzu-
friedenheiten und neue Ungerechtigkeiten in Erscheinung
treten werden. Dagegen war die Kommission durchaus
bereit , einer Erhöhung der Besteuerung der Renten¬
steuerkapitalien zuzustimmen, und ging über den Re¬
gierungsvorschlag wesentlich hinaus . Während von der
Regierung vorgeschlagen »var , von 10 auf 12 Pfennig
zu gehen , schlägt die Kommission Ihnen nun vor, den Um¬
lagesatz für das Kapitalvermögen im Maximum auf
16 Pfennig zu erhöhen. Man glaubt , daß dadurch eine,
gerechtere Besteuerung herbeigeführt wird , daß insbe¬
sondere der Prozentsatz der Beteiligung des Grund - und
Hauskapitals an der Besteuerung um einige Prozent
heruntergesetzt werden kann.

Die Grund - und Hausbesitzer gehen natürlich viel
weiter ; sie verlangen einen starken Schuldenabzug
bis zu 50 Prozent . Die Meinungen darüber gehen aus¬
einander . Die Großh . Regierung hat sich ablehnend Ver¬
halten und auch ein Teil der Kommission stand dem
Schuldenabzug ablehnend gegenüber, nicht aus theoreti¬
schen sondern aus praktischen Gründen . Theoretisch
müßte man dazu kommen , daß der Schuldenabzug auch
bei der Gemeindebesteuerung gestattet »verde. Sobald
man sich aber die praktischen Folgen des Schuldenabzugs
vergegenwärtigt , »vird man sich überzeugen, daß dies eine
überaus komplizierte Frage ist, wohl eine der komplizier¬
testen auf dem Gebiete der Steuergesetzgebung, und daß
sie nicht so leicht durchzuführen ist, wie die Hausbesitzer
es sich gedacht haben. Auch die Beispiele, die die Haus¬
besitzer angeführt haben, um die Ungerechtigkeit des Feh¬
lens des Schuldenabzugs zu beweisen , hinken im Einzel -
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nett ganz bedenklich. Ich will bemerken, daß die Mehr¬

heit der Kommission sich nicht dazu entschließen konnte.

Schuldenabzug zuzulassen , sondern daß nach ihrer An¬

sicht eine Erleichterung der Grund - und Hausbesitzer

auf andere Weise herbeigefübrt werden solle . Die

Gründe , warum die Kommission gegen den Schulden¬

abzug war . sind auf Seite 30 der gedruckten Berichts

wie folgt angegeben :

a) Ein erheblicher Teil der Mehrbelastung des Grund¬

besitzes ist nicht auf das Gesetz zurückzuführen, sondern

auf die gewerbliche Krisis und auf die Steigerung der

Gemeindeausgaben .
b) Gegenüber den ungerechten oder ungeschickten

Steuereinschätzungen genügt eine Änderung der Praxis .

Die Regierung hat eine entsprechende Instruktion der

Steuerkommissäre zugesagt .
c) Ein Schuldenabzug ist technisch schwer möglich bei

denjenigen Grundbesitzern, die Grundstücke in verschie¬

denen Gemarkungen haben , namentlich bei Gesamthypo¬

theken, die für die gleiche Schuld auf Grundstücken ver¬

schiedener Gemarkungen eingetragen sind .

cl) Die Überwindung der technischen Schwierigkeiten

würde den Aufwand der Gemeinden und damit wieder

die Umlagen erhöhen.
e) In jedem kleinen Steuerbezirk , wie es die Gemeinde

ist, führt der Schuldenabzug zu der ungerechten Folge ,

daß die ansässigen Einwohner zugunsten Fremder , die in

der Gemeinde Grundbesitz haben , erheblich belastet wer¬

den. (Das ist insbesondere ein Punkt , der ganz zweifel¬

los von den Grund - und Hausbesitzern gar nicht erwogen

worden ist .)
l) Die Stetigkeit des Gemeindehaushalts erfordert ,

daß mit dem feststehenden Posten der Liegenschafts -

steuerwerte gerechnet werden kann.

g ) Durch die Gemeindeeinrichtungen wird in erster

Reihe der Wert von Grund und Boden und der Wert der

Häuser gesteigert .
si) Der Grundsatz der Leistungsfähigkeit wird bei der

Einkommensteuer berücksichtigt , da der verschuldete Haus¬

besitzer das Recht hat , alle Schuldzinsen an seinem zu

versteuernden Einkommen in Abzug zu bringen .

i) Bei bebauten Grundstücken ist die Mehrbelastung

jetzt schon meist auf die Mieter abgewälzt .

k) Soweit Mißstände bestehen, kann durch stärkere Be¬

lastung des Kapitalvermögens Abhilfe gebracht werden ..

Diese Gründe , die hier zusammenwirken , und die auch

die Mehrheit der Kommission bewogen haben , von deü

Gestattung des Schuldenabzugs Abstand zu nehmen , sind

zweifellos ausschlaggebend . Es kann nach meinem Da¬

fürhalten gar keinem Zweifel unterliegen , daß , wenn

heute der Schuldenabzug , wenn auch nur bis zu 25 Pro¬

zent , zulässig sein würde , wir damit wahrscheinlich noch

zu einer viel größeren Ungerechtigkeit kommen würden ,

als sie heute schon teilweise besteht. Die Hausbesitzer

befinden sich heute , das soll ebenfalls zugestanden wer¬

den , in einer Zeit der Krise ; die gewerbliche Krise und

die Baukrisen , die in den letzten Jahren ausgetreten sind ,

haben die Hausbesitzer hie und da hart in Mitleiden¬

schaft gezogen , das soll ohne weiteres zugegeben
werden . Das sind aber Zeiten , die vorübergehen , und

wir sind jetzt schon auf Wegen , die wieder zu normalen

Verhältnissen führen . In normalen Zeiten , das kann

wohl nicht bestritten werden , haben die Hausbesitzer es

immer verstanden , solche Lasten sobald als mög¬

lich auf Andere abzuwälzen . Das nimmt ihnen kein

b .

Mensch übel , und jeder Andere , der heute in den
eines Hauses kommen würde , würde es wahrsck̂ ,
ebenso machen. Das ist ein Rechenerempel , und ^
nach meinem Dafürhalten durchaus unmöglich ,
Hausbesitzer ableugnen können, daß diese Bestreb««^,
bei ihnen vorhanden sind. Wir würden also Gefahr ^
fen , wenn wir den Schuldenabzug zulassen würden, ^
in wenigen Jahren die ganze Mehrbelastung von A

Hausbesitzern auf die Mieter abgewälzt sein würde ,
rend die Hausbesitzer auf der anderen Seite von dem^
getretenen Schuldenabzug Vorteile hätten und nj
Erhöhung der Steuern infolge des JSgJjr
dieser Summen , die aus den Steuerkatasfr ,
hcrauskommen , erfolgen müßte . Es würden c„
auf diese Weise diejenigen am allerschwersten belM
die nur von ihrem geringen Einkommen zu leben

also die Arbeiter , die kleineren und unteren Beamten , h,
'

Geschäftsleute usw . Es wurde deshalb , wie gesagt,
vorgehoben , daß man dem Schuldenabzug nicht zMp,
men könne, daß man aber in irgend einer anderen
versuchen müsse, den Wünschen der Hauseigentümer n<g
Möglichkeit entgegenzukommen . Es wurde von eilte:
Seite auch vorgeschlagen , um eine Härte bei der fr,
Höhung der Kapitalsteuer zu vermeiden , eine Stafselur:
einzuführen , allein es hat sich die Regierung ganz ^
schieden dagegen ausgesprochen , weil dann auch wich«
Härten in die Erscheinung träten , und weil sich namev
lich steuertechnische Schwierigkeiten ergeben würden

Das Ergebnis der Verhandlungen üfce; l

den Schuldenabzug und die Fragen , die daM
Zusammenhängen , ist auf Seite 34 des gedruckten fr,

richts wie folgt niedergelegt :

1 . Artikel VI 8 5 der Regierungsvorlage wurde
allen gegen 3 Stimmen abgelehnt . Das ist der vorbi- I
von mir zitierte Paragraph , wonach bis zu einer ,
dauer von 6 Jahren eine Abschreibung an den Berni
bis zu 26 Prozent eintreten kann.

2. Ein zu Ziffer 1 gestellter Eventualantrag , kr5s|

Bestimmung des Artikels VI § 5 nur für die Städte b

Städteordnung einsühren wollte , wurde mit allen gegi
2 Stimmen abgelehnt .

3 . Zu Artikel VI § 6 (§ 94 Abs. 1 der Gemeinde - >

Städteordnung ) war der Antrag gestellt, in der \

rungsvorlage die Worte „ 12 Pf . " zu ersetzen

„16 Pf .
"

. Der Antrag wurde mit allen gegen 3

men angenommen . Es betrifft das die Erhöhung ,

Umlagen auf Rentenkapitalien .
4 . Ein zu Ziffer 3 gestellter Antrag , statt „16

„ 15 Pf .
" zu setzen , erledigt sich durch den vorstedei

Beschluß.
5 . Ter Regierungsvorschlag in Art . VI 8 6 , wonatti

Diensteinkommen usw . zur Gemeindebesteuerung
stens mit einer Umlage von 3 M . des Einkommenst

anschlags belastet werden dürfen , wurde einmütig)

einer Stimmenenthaltung angenommen .

Ter Artikel VI 8 " handelt von dem Aufwands
Gemeinden für die Katastrierung if
direkten Steuern . Die Gemeinden haben bi

für die Mitwirkung der staatlichen Behörden bei

Katastrierung der direkten Steuern Gebühren
Nun ist die Rechtsgültigkeit der Verordnung vom 25.

vember 1908 , die Gebühren für Geschäftsverrichi
der Steuerkommissäre betreffend , in Zweifel
worden . Die Regierung will nun dieser Verord

durch den Vorschlag , den sie hier gemacht hat , eine
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jinat Unterlage geben, und die Kommission hat sich
d , At einverstanden erklärt.

*
komme zum Schluß meiner Ausführungen , indem

. Anträge der Kommission zur Vec -
bringe . Die Kommission stellt folgende Anträge:

xie Zweite Kammer wolle
, j>cm Gesetzentwurf in der von der Kommission be.

^Dnen Fassung die Zustimmung erteilen,
*

3 sjjr^den Fall der Ablehnung des Gesetzentwurfs ,'
itffettö die Wertzuwachssteuer im Reichstag , die Re -

i tm6 « suchen, dem nächsten Landtag einen Entwurf
Einführung dieser Steuer in Baden vorzulegen .

z den Antrag der Abgg . vr . Zehnter und Genossen .
Äffend die Einschätzung der Grundstücke im Baugebiet

^ Städte, der Regierung in dem eben angegebenen
HU empfehlend überweisen .

i Me zu dem Gegenstand eingegangenen Petitionen
j durch die gefaßten Beschlüsse erledigt erklären .

yj, ersuche Sie , diesem Anträge der Kommission Ihre
zMmmung zu geben (Beifall ) .
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allgemeinen Beratung erhält dasZu »er
§Cort

Jüinifter des Innern Frhr . von und zuBodmuu :
darf zunächst mein aufrichtiges Bedauern ausspre -
daß der Herr Abg . vr . Frank , nachdem er die Auf -

pde der Berichterstattung über die ihm zugewiesenen
^ der Gemeindeordnung mündlich in der Kommission
« d schriftlich in ausgezeichneter Weise gelöst hat . nun -
mdr durch Erkrankung verhindert ist , den Bericht auch
W persönlich zu erstatten . Ich schließe mich dem Wunsch
ins baldige Wiedergenesung der Herrn Abg . vr . Frank ,
feit brr Herr Präsident unter Ihrer Zustimmung aus -
Wschen hat , von Herzen an (Beifall ) ,

ürn Herren Berichterstattern danke ich für ihre ejn -

fe
«^^e Arbeit und für ihre klare Darstellung , und ich
«t mich , daß die Kommission in der Hauptsache , in

wesentlichen Punkten zu einer Übereinstimmung
1« ! Skr Auffassung und mit den Vorschlägen der Großh .

iWMimg gelangt ist. Manche Abänderungen , welche die
Jtamifion Ihnen vorschlägt , begegnen auch bei der
Hlvib . Regierung keinen Bedenken , einzelne werden so-

prsis Verbesserung anerkannt . Gegen andere Abände -
Wvorschläge muß ich dagegen Bedenken erheben ,
ds gilt zunächst , wenn ich mich dem Bericht des Herrn

S| pr, Koch zuwende , von dem Strich des Verlangens
to selbständigen Lebens st ellung als
tzmussetzung der Wahlberechtigung .

8rund für diesen Strich ist angeführt worden , daß
. Erfordernis in den verschiedenen Städten verschie-

nmenfteMk rusgelegt werde , daß diese Bestimung zu vielen
inmüsisHMMsechtungengeführt habe , und daß sich das Bedürfe'

inausgestellt habe , die Bestimmung weit auszulegen ,
Mn praktischen Bedürfnissen des Lebens zu genügen ,
( ist davon nichts bekannt , daß die Bestimmung zu

m Wahlanfechtungen geführt hat . Daß sie ver -
ausgelegt worden ist , und daß sie zum Teil eine

. Auslegung erfahren hat , das ist richtig , das kann
saier nicht als einen großen Übelstand ansehen . Was
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9t ÄLT 1111,11016 einen großen uoerpano anieyen . Lvas
Ucht»«^ - Vorschlag , das Erfordernis der selbständigen

ftl
^ Mellung zu beseitigen , bedenklich macht , rst, daß

Meinung bin , es entspricht nicht deni Volksemp -BerordM^ Empfinden weiter Kreise des Volkes , daßt , eine rDchrstchboten , ledige Arbeiter usw . , also Personen rn

unselbständiger Lebensstellung dasselbe Wahlrecht haben
sollen wie die Haushaltungsvorstände , wie die Personen
in selbständiger Lebensstellung . Ich bin der Meinung ,
daß , wenn eine dieser Personen , älso ein Arbeiter , ein
Dienstbote verheiratet ist, wenn er einen Hausstand hat ,
er dann ein ganz anderes Interesse an dem Wohlergehender Gemeinde hat , viel mehr mft der Gemeinde ver¬
knüpft ist, und daß es dann gerechtfertigt ist , ihm das
Wahlrecht zu geben . Ich bin auch der Meinung , wir
gehen mit den Vorschlägen in unserem Entwurf , die Ihre
Billigung gefunden haben , schon sehr weit auf der Bahnder freiheitlichen Entwicklung , wie es der Herr Abg ,Kopf bezeichnet hat , und es dürfte deshalb gerade der
jetzige Zeitpunkt nicht besonders geeignet sein , die Vor¬
aussetzungen des Wahlrechts noch weiter abzuschwächenund den Kreis der Wähler ganz bedeutend zu er¬
weitern .

Was die Vorschrift betrifft , daß Frauen den Kom¬
missionen für Armenwesen usw . angehören müssen , soanerkenne ich, daß dieser Beschluß einem Empfinden ent¬
spricht , das von weiten Kreisen , auch von mir geteilt wird
(Beifall ) , und der Erfahrung entspricht , daß die Tätigkeitder Frauen in diesen Kommissionen eine nützliche uni »eine segensreiche ist . Ich meine aber , das führt nicht unab -
weislich dazu , daß man nun eine Mußvorschrift in unserer
Gemeindeordnung aufnimmt . Ich bin der Meinung ,man sollte die Selbstverwaltung der Gemeinden nichtweiter beschränken , als unbedingt nötig ist , und ich kannes nicht für nötig halten , den Gemeinden diese Ver¬
pflichtung aufzuerlegen .

Was die Bestimmung betrifft , daß die B e st r a f u n g
wegen gewisser Vergehen ein Ruhen des Wahl¬
rechts nicht zur Folge haben soll, so kann ich mich da .
mit einverstanden erklären , nachdem die Voraussetzungen
für die Wählbarkeit zum Bürgermeister und zum Ge -
meinderat in dieser Hinsicht teils verschärft , teils wenig¬stens nicht gemildert worden sind . Ebenso habe ich mich
ja bereits in der Kommission mit der Milderung der Be¬
stimmung für die Konkursschuldner einverstanden erklärt .

Daß die Bestimmung , die wir über die P e n s i o n i e -
riing der Bürgermei st er vorgeschlagen hatten ,gefallen ist, bedauere ich. Es ist ja richtig , daß die Bezüge ,die den Gemeindebeamten durch die vorgeschlagene Be¬
stimmung gesichert werden sollen (35 Prozent und 46 Pro¬
zent des Diensteinkommens nach 18- und 27 jähriger
Dienstzeit ) , keine sehr hohen sind, aber sie sind immerhin
erheblich genug , sie sind ausreichend , um die betreffenden
Gemeindebeamten vor einem empfindlichen Notstand zu
schützen, um ihnen den Übergang in andere Verhältnisse
zu erleichtern . Ich hätte es begrüßt , wenn durch diese
Bestimmung ein Anfang der Verwirklichung des Gedan¬
kens gemacht worden wäre , daß auch diese Gemeinde¬
beamten gegen die Zufälligkeiten des Lebens geschützt
werden sollen . Ich hätte die Annahme der Bestimmung
namentlich auch deshalb begrüßt , weil ich glaube , daß eine
solche Bestimmung in größerem Umfange dazu geführt
hätte , daß die Bürgermeister durch Vertrag mit der Ge¬
meinde für ihre Zukunft im Fall der Dienstunfähigkeit
oder der Nichtwiederwahl gesichert werden . Ich hätte es
begrüßt endlich deshalb , weil die Bürgermeister der grö¬
ßeren Gemeinden , welche ihre ganze Zeit und Kraft dem
Dienste widmen , der Gemeinde und dem Staatsganzen
sehr ersprießliche Dienste leisten , und es deshalb im
öffentliche » Interesse liegt , sie zu sichern. Eine Er¬
hebung , die darüber veranstaltet wurde , inwieweit die
Bürgermeister sich tatsächlich gesichert haben , hat ergeben ,
daß die Sicherung nicht durchweg erfolgt ist . Von den
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Bürgermeistern der 28 Gemeinden , welche hier , in Be¬

tracht kommen, gehören sieben der Fürsorgekasse an , sünf

haben sich einen Ruhegehalt gesichert , zwei bekommen ein

Aversum, damit sie sich sichern können, während vierzehn

gar keine Vereinbarung geschlossen haben, also gar keine

Sicherung haben.
Gegenüber den Bestimmungen über die Rechte der

städtischen Beamten habe ich , soweit sie den

Städten die Verpflichtung auferlegen , die Rechte der Be¬

amten durch Ortsstatut zu regeln , dasselbe Bedenken ,
was ich schon vorhin bei der Mußvorschrift für den Ein¬
tritt der Frauen in gewisse Kommissionen hervorgehoben
habe, daß wir hier die Selbstverwaltung beschränken ,
während die Entwicklung der Dinge von selber dahin
führt , daß solche Ortsstatute überall erlassen werden.
Was die Sicherung der Beamten gegen willkürliche Ent¬

lassung und gegen ein unzureichendes Disziplinarverfah¬
ren betrifft , so sind diese Bestimmungen ihrem Grund¬
gedanken nach gewiß zu begrüßen . Es läßt sich nur das
Bedenken dagegen geltend machen , daß durch die Ein¬

räumung der verwaltungsgerichtlichen Klage an diese
Beamten ihnen weitergehende Rechte zugewiesen wer¬
den als einem sehr großen Teil der Staatsbeamten . Ich
hätte geglaubt , daß es für die Rechte dieser Beamten ge¬
nügen würde , wenn man ihnen ein Beschwerderecht an
den Bezirksrat und folgeweise den Rekurs an das Mi¬
nisterium einräumen würde , und wenn man etwa noch
bestimmt hätte , daß das Ministerium , wenn es über die

Entlassung , eines Gemeindebeamten befinden will , das
in derselben Weise tun muß , wie es zu geschehen hat bei
der Entlassung eines unwiderruflich angestellten Staats¬
beamten , nämlich durch Kollegialbeschluß.

Einen breiten Raum hat in der Erörterung der Kom -

Missiott die Einführung der M a g i st r a t s v e r-

fa s f nn g eingenommen, und es wird jetzt von der Kom¬
mission dem Hohen Hause vorgeschlagen , daß wir schon
dem nächsten Landtage eine Denkschrift, über die Einfüh¬
rung r der ? Magistratsverfassung vorlegen sollen . Ich
muß sagen, daß ich über diesen Vorschlag nicht besonders
erfreut bin . Wir schreiben etwas viel Denkschriften
(Heiterkeit) , und wir haben doch auch noch andere Dinge
.von großer Erheblichkeit zu tun , und namentlich ich per¬
sönlich sehne mich danach , mich etwas mehr draußen ini
Lande zu bewegen und nicht immer hinter Denkschriften
und dergleichen zu sitzen . Ich meine aber auch, es liegt
kein dringendes Bedürfnis vor , die Frage der Magi¬
stratsverfassung schon in Bälde einer eingehenden Prü¬
fung und Lösung zuzuführen . Die Magiftratsverfas -

fung besteht ja darin , daß einem Gemeinderate oder
Stadtrat , der zum Teil aus besoldeten Mitgliedern und

zum Teil aus ehrenamtlich gewählten Mitgliedern be¬

steht , eine selbständige Vertretung der Bürgerschaft ge-

gegenübersteht, welche ihre eigenen Vorsitzenden hat , und

welche zu ihren Tagungen zwar den Stadtrat und Ge¬
meinderat zuzieht, aber nur mit beratender Stimme .
Nun meine ich , es ist ein Vorzug unserer Gesetzgebung ,
daß bei uns Stadtrat , Gemeinderat und die von der Bür -

gerschaft gewählten Mitglieder des Bürgerausschusses in
einer einheitlichen Körperschaft zusammenwirken. Ich
glaube , die Entwicklung unserer Gemeinden und insbe¬

sondere auch unserer größeren Städte zeigt doch , daß
diese Gesetzgebung gute Früchte gezeitigt hat . Die Ent¬

wicklung unserer Gemeinden ist eine durchaus erfreuliche,
und mau kann ntcEjt- sagen, daß die Interessen der Min¬
derbemittelten dabei Not gelitten haben.

Es wird ja inaner gegen dwse Verfassung, wie wir sie
haben, .eingewendet, und für die Magistratsverfassung

geltend gemacht , es fei das bürokratischeElement
lich in unseren Städten der Städteordnung ein
wiegend starkes geworden, es sei die Verwaltung von j»
Bürgern auf die bezahlten Berufsbeamten übergegaw^
Es wird damit ein Einwand erhoben und eine Kritst^
übt gegen das und an dem, was man vielfach die
bürgermeisterpolitik genannt hat . Nun darf man afa
glaube ich , bei dieser Kritik doch nicht vergessen , daß «'

die Oberbürgermeister unserer Städte gewesen sind dj.
diese glänzende Entwickelung unserer großen Städte

'
fe,

beigeführt und ganz wesentlich auch durchgesetzt hchq,
'

daß die Oberbürgermeister unseres Landes ein
großes Verdienst an der Entwickelung dieser Städtz
haben. Und wenn man sagt , es .sei die Verwaltung gaiP
in die Hand dieser Berufsbeamten übergegangen und dtz
Händen der Bürgerschaft entglitten , so darf ich zuncich
darauf aufmerksam machen , daß doch auch die Oberlänge:,
meister in unseren Gemeinden Bürger ihrer Gemeinde
sind, und daß sie mit ganzem Herzen und mit ihrem gan,
zen Streben dieser Gemeinde angehören , anhängen am
dienen. Und ich darf ferner darauf aufmerksam mache,
daß es eben die natürliche Entwickelung der Truge iß.
die Fülle der Aufgaben , die jetzt an die Leitung einer <&.
meinde gestellt werden, die dazu geführt hat , daß me«
eben Berufsbeamte an die Spitze der Gemeinden geM
hat . Im übrigen hat ja die Bürgerschaft schon nach dq
jetzigen Gemeindeordnung und Städteordnung doch weil-
gehende Rechte . Wenn die von der Bürgerschaft gewählte,
Vertreter nicht immer einen ausgiebigen Gebrauch , von
diesen Rechten machen , so spricht das doch nicht gegen
unsere Gesetzgebung , sondern es spricht dagegen, daß mw
sich daran gewöhnt hat , diese Berufsbeamten schalten uch
walten zu lassen , daß man es für bequemer gehalten Hai.
sich der eigenen Mitarbeit zu enthalten .
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I Nun bringt ja diese Novelle noch eine Erweiterungbc
^ ecÊ̂ e der Stadtverordneten oder der Gemeindeveick
neten , also der von der Bürgerschaft gewählten Mitglied -

; des Bürgerausschusses, und ich meine, man sollte doch ai-
! warten , wie diese Erweiterung der Rechte der Vertretung
der Bürgerschaft zusammen mit der Verhältniswahl
zusammen mit der Sechstelung auf die Betätigung du

Bürgerschaft in der Verwaltung der Gemeinde emwult
Und wenn man dann findet , daß die Bürgerschaft M

genügend Teil hat au der Verwaltung der Gemeinte
dann kann man sich wieder die Frage vorlegen, ob dm

durch Einführung der Magistratsverfassung abzuhelsro
sei . Mir will also scheinen , es ist nicht dringlich, daß die

Frage der Magistratsverfassung jetzt einer Prüfung -Mt»'

zogen wird , und es liegt nicht un Interesse der Gemein
den , daß wir nicht zu einem gewissen Abschlüsse mit mix
rer Gesetzgebung kommen. Ich meine , cs sollte in ifj
Gesetzgebung etwas Ruhe fein , damit die Geineinüenm
auf der neuen Grundlage arbeiten und sich weiter
wickeln können .
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Wenn gesagt worden ist , es werde gegen
" die Magiiiis »

Verfassung eingewendet, daß der Einfluß der Regierung
steige , dieser Einwand sei aber nicht begründet , so iM

ja etwas eigentümlich, wenn ich nun vor dem Emstch

der Regierung warne . Ich darf aber doch darauf aufm#

sam machen , daß der Einfluß der Regierung nicht dam

allein zu finden ist , daß in den Ländern mit MagistrK
Verfassung ein Bestätigungsrecht der Bürgermeister k

steht , eine Einrichtung , deren Einführung bei uns wiri>

alle nicht wünschen , sondern hauptsächlich darin, .daß Z*

sorge getroffen werden mutz für den Fall , daß der MV'

strat , der Stadtrat , der Gemeinderat und die StadtM
ordneten oder Gemeindeverordneten verschiedener M
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diese Vorsorge ist z . B . in den preußischen Ge-

jC . die die Magistratsverfassung regeln , dahin getrof-

^ daß ikk frischen Füllen die Regierung entscheidet . Es
L ^ er dort auch dem Magistrat unter gewissen Voraus -
" — zur Pflicht gemacht , die Beschlüsse der Gemein -

rdlieten zu beanstanden, und wenn dieser Bean -
Hekvl
Mduug nicht Folge gegeben wird , so geht die Sache eben

He § wieder an die Negierung . Man kann ja nun alter¬
nd, ^ « K einen anderen Weg einschlagen , welchen, hat der

Berichterstatter nicht gesagt ; ich denke mir aber , er
man solle den Weg einschlagen , der in einer Zusatz .

HjMUNg der Kommission in 8 56 c Absatz 3 versucht ist,
leiten , wenn Meinungsverschiedenheiten zwischen dem

sMat und den Gemeindeverordneten bestehen , schließ-

föiie Gemeindeverordneten zu entscheiden haben . Ich
pp . das aber für eine recht bedenkliche Lösung . Es

0 % einen völligen Umsturz unserer bisherigen Ge -

^ tzeverfassung herbeiführen , es würde die Verwirk¬

ung des Gedankens fein, den die sozialdemokratische

^rtei in ihren Anträgen wiederholt hier vertreten hat .
^ ach soll das Gewicht der Verwaltung , die Leitung der

ner Ge- ^ n, mnd der Stadtrat soll nur ein Vollzugsausschuß
aß mqj, £ Stadtverordneten sein . Ich glaube, es würde dos
: gestellt M das -Richtige sein . Es ist gewiß das Richtige, daß
nach l>q HBerussbeamten zusammen mit den ehrenamtlich ge -
ich weit- Htm Mitgliedern des Stadtrats , die sich eingehend mit
wählten H -Einzelheiten der Stadtverwaltung befassen , auch die
mch , von Dung der Geschäfte haben, und daß sie diesenigen Der-
st gegm Htrngsgeschäfte, die nicht von größerer Bedeutung für
datz m«! jit Kmanzen der Gemeinde sind , selbständig vornehmen,
ltenuntz pralle Geschäfte von größerer Bedeutung sind sie ja an
ltenhar, A Zustimmung der Vertretung der Bürgerschaft gebun-

kn , und ich glaube, auch darin beweist die Entwicklung
atferer Gemeinden, daß das ein gutes System ist . Tie
Monde Entwicklung unsere Gemcindcu zeigt , daß man
kidicsem System zu einer Blüte der Gemeinde gelangen
Hui. Wie das werden würde , wenn man das andere
Wem, ohne eine Befugnis der Regierung , in Zweifels -
sjcn zu entscheiden , einsühreir würde , das wissen wir
Mund eine Einmischung der Regierung in die inneren
dgelegenbeiteu der Gemeinden , wie sic durch die Über-
tMng der Entschcidungsbesuguis an sie herbeigeführt
ttr&f, werden Sic nicht wünschen , und ich wünsche sie
M nicht .

'
^
■

.Jüs - die Erweiterung d er Rechte des
kllrge r au s s chu ss e s betrifft , so habe ich einmal
AMwjsses , Bedenken dagegen, daß, wenn Verträge über
Acrung von Elektrizität usw . nicht mit privaten

^ hternehmern . sondern mit Gemeinden abgeschlossen
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itrbeii sollen, die kleineren Gemeinden einer Staats -
Oichmigung , zu diesen Verträgen nicht bedürfen
Mr Ich halte die Staatsgenehmigung auch für diese
Mk fiir nützlich, denn es ist nicht ausgeschlossen , daß

M größere Gemeinde bei Abschluß eines Vertrages
sH einer kleineren über die Lieferung von Elektrizität
A diese kleinere Gemeinde benachteiligt, selbstverständ-

in gutem Glauben benachteiligt (Heiterkeit) , aber
>us vom Standpunkt ihrer Gemeindeinteressen

W,,von denen sie sich natur - und pflichtgemäß beim
Mragsabschluß leiten läßt . Da ist es doch Wohl zweck-
Mg , .wenn darüber eine unparteiische Instanz zu
Wen hat .

aber die Bestimmung angeht , von der ich eben
Mvchen habe , die Bestimmung des 8 56e Abs . 3,
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Mtwemi ein Antrag der Stadtverordneten vom Stadt -
E sbgelehnt worden ist und nachher der Bürgeraus¬

schuß über diesen Antrag beschlossen und ihn mit Zwei-
drittelsmchrheit angenommen hat , dann der Stadtrat
verpflichtet sein soll, diesen Beschluß des Bürgeraus¬
schusses zur Ausführung zu bringen , so muß ich nach
dem , was ich soeben ausgesührt habe , mich entschieden
gegen diesen Vorschlag aussprechen . Es ist das die Ein -
führung der Magistratsverfassung in einem einzelnen
Punkte und gewissermaßen durch ein Hintertürchen .
Ich würde es für sehr bedenklich hätten , wenn der Stadt¬
rat oder der Gemeinderat , der doch für die Verwaltung
der Gemeinde verantwortlich ist, durch den Bürgeraus¬
schuß, und sei es auch mit einer Zweidrittelsmehrheit ,
gezwungen werden könnte, eine Einrichtung einzusühren .
Nehmen wir doch einmal ein Beispiel. Nehmen wir an,
der Bürgerausschuß beschließt die Arbeitslosenversiche-
rung , der Stadtrat ist dagegen, und nun soll der Stadt¬
rat gezwungen sein , gegen seine Überzeugung die
Arbeitslosenversicherung einzuführen ! Bei aller Sym¬
pathie , die ich für die Arbeitslosenversicherung habe, und
bei aller Freude , die ich darüber empfinde, daß die Stadt
Freiburg aus diesenr Wege vorgeht, würde ich es für
gänzlich verfehlt halten , wenn die Gemeindeverwaltung
durch den Bürgerausschuß gezwungen werden könnte,
eine solche Einrichtung gegen ihre Überzeugung durch¬
zuführen . Ein weiteres Beispiel! Nehmen wir an , der
Bürgerausschutz beschließt die unentgeltliche Behandlung
der Einwohner durch Ärzte und die unentgeltliche Liefe¬
rung der Arzneimittel durch die Gemeinde; der Ge-
meinderat , der Stadtrat , ist dagegen. Nun soll der Stadt -
rat durch den mit Zweidrittelsmchrhcit gefaßten Beschluß
des Türgerausschusses gezwungen werden, eine derartige
Einrichtung gegen seine Überzeugung durchzuführen,
gegen seine Überzeugung, die sich vielleicht auch auf
finanzielle Erwägungen , insbesondere vielleicht auf die
Erwägung gründet , daß noch andere sehr große Auf-
gaben bevorstehen , die eine derartige Belastung der Ge¬
meinde verbieten . Diese Bestimmung würde , wenn - sie
aufrecht erhalten bliebe , in der Tat das Gesetz ge¬
fährden .

Aus denselben Gründen — Schutz der Selbstverwal¬
tung — habe ich mich darüber gefreut , daß die Kom-
misson den W o h n u n g s um ch w e rs für die Städte
der Städteordnung nicht obligatorisch gemacht hat -
Gegen die Resolution, welche uns aussordcrt , eine Be¬
stimmung .zu treffen, wonach derjenige bestraft wird , der
da . wo ein solcher Wohnungsnachweis eingeführt ist , die
nötigen Meldungen nicht macht , habe ich nichts einzu¬
wenden, da ja die Regierung schon selber früher eine
solche Bestimmung vörgeschlägen hatte , die danialB von
der Ersten Kaininer nicht angenommen worden ist .

Ich gehe nun zu den, Berichte des Herrn Abg .
’ Köpf

über . Da kann ich den Ansdruck meiner -Befriedigung
wiederholen, daß wir uns in wesentlichen Punkten ge-
einigt haben, und daß bon der Kommission anerkannt
wird , es sei die Einführung der Scchstelüng mit dev
Verhältniswahl ein wesentlicher Fortschritt in freiheit¬
lichem Sinne , indem damit über die Gesetzgebung von
1837 und 1870 hinaus die Sechsteluug in der Einwohner¬
gemeinde durchgeführt werde.

Von der Verhält n i s Wahl verspreche . ich ttttr
dieselben Vorteile , wie sie der Herr Abg . Kopf hier
dargelegt hat . Ich verspreche mir eine Mitwirkung
aller in der Gemeinde vorhandenen Kräfte in der
Gemeindeverwaltung , und ich verspreche mir friedlichere
Verhältnisse in unseren Gemeinden.

Nicht begrüßen kann ich den Beschluß der Kommission,

9
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wonach in den Gemeinden von 2000 bis 4000 Ein¬

wohnern die Gemeinderäte direkt gewählt
werden sollen . Ich bin der Meinung , daß man damit

Gefahr läuft , einen Gemeinderat zu bekommen , der in

seiner Zusammensetzung nicht der Zusammensetzung des

Bürgerausschusses entspricht . Wir schaffen jetzt den

Bürgerausschuß nach den Grundsätzen der Verhältnis¬
wahl und tun das aus der Erwägung heraus , daß jede
in der Gemeinde vorhandene Gruppe eine entsprechende
Vertretung haben soll ; bei der Bürgerausschußwahl aber

behalten wir mit Ihrer Zustimmung die Klassenein¬
teilung . Und nun soll für die Gemeinderäte die direkte

Wahl , zwar auch mit der Verhältniswahl , eingeführt
werden . Ta aber für diese Wahl die Klasseneinteilung
nicht besteht , so liegt die Möglichkeit sehr nahe , daß
dieser Gemeinderat in seiner Zusammensetzung eine ganz
andre Gruppierung zeigt als der Bürgerausschuß , und
daraus ergibt sich die Gefahr des , Konflikts '

, es ergibt
sich die , Gefahr , daß der Gemeinderat und der Bürger¬
ausschuß nicht einträchtiglich zusammenarbeiten . Das

ist mein Bedenken gegen diese Bestimmung . Eine Ge¬

fährdung des Gesetzes erblicke ich aber darin nicht.

Was das gewählte System der Verhältniswahl be¬

trifft , so weine ich den verbundenen Listen
keine Träne nach.

Hinsichtlich der Bestimmung über den Ersatz aus -
tretender Gemeinderäte möchte ich nur dar¬

auf aufmerksam machen , daß die Kommission beschlossen
hat , auch in den Gemeinden von 2 bis 4000 Einwohnern ,
wo nicht der Bürgerausschuß sondern die Gesamtheit der
Bürger die Gemeinderäte wählen soll, gleichwohl die
Ersatzwahl durch den Bürgerausschuß eintreten zu las¬
sen , und zwar dann , wenn keine Namen mehr auf der
Vorschlagsliste sind oder keine gültigen Vorschlagslisten
Vorgelegen haben . Man kann es ja so machen ; es ist
aber eine gewisse Unstimmigkeit und eine Abweichung
vom bisherigen Recht .

Was die Totalerneuerung betrifft , so begrüße
ich die Vorschläge der Kommission in dieser Beziehung
nicht . Es ist beschlossen, eine Totalerneuerung des Ge¬
meinderats und des Bürgerausschusses erstmals nach In¬
krafttreten des Gesetzes und dann wieder nach je vier
Jahren eintreten zu lassen . Ich gebe zu , daß vieles für
die erstmalige Totalerneuerung spricht , denn es ist in der
Tat ein eigentümlicher Zustand , wenn drei Jahre lang
die Hälfte des Bürgerausschusses und Gemeinderats
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl und die andere
Hälfte nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt
wird und es kann das für diese drei Jahre auch sachliche
Nachteile haben , es kann zu Ungerechtigkeiten führen .
Ich könnte mich deshalb mit der erstmaligen Totaler¬
neuerung der beiden Kollegien einverstanden erklären .
Ich bin aber nicht der Meinung , daß diese erstmalige
Totalerneuerung nun dazu zwingt , auch künftig immer
wieder eine Totalerneuerung eintreten zu lassen . Ich
meine , man kann sehr wohl bestimmen : Soviele Mit¬
glieder des Bürgerausschufses , nämlich die Hälfte , und
so viele des Gemeinderats , auch die Hälfte , werden bei der
ersten Totalerneuerung auf 6 Jahre gewählt , und so
viele werden auf 3 Jahre gewählt . Daun hat man die¬
jenigen , die nach 6 und nach 3 Jahren ausscheiden , und
man kommt da auch zu keinen Schwierigkeiten mit den
Bruchteilen . Man kann ebensowohl 6 Mitglieder des
Stadtrats nach der Verhältniswahl wählen , als man
12 wählen kann . Die Konsequenz zwingt also nicht dazu ,
immer wieder die Totalerneuerung eintreten zu lassen .
Und gegen die Totalerneuerung sprechen doch erhebliche

! sachliche Bedenken . Man hat ja die teilweise Ex
rung deshalb eingeführt , weil man eine Stetigkeit s
Gemeindeverwaltung und in der Praxis , in der
der Gemeindevertretung haben will . Ich gebe nun¬
weiteres zu , daß die Aussichten der Stetigkeit durch
Verhältniswahl vermehrt sind , und ich gebe auch
daß die Übung vielfach die ist und sich aus prakjs
Gründen empfiehlt , daß man ungefähr dieselben
wieder in den Gemeinderat und in den Bürgerau ^
wählt . Allein es ist doch auch das Gegenteil keines^
ausgeschlossen . Es können auch bei der Verhältnis
große Verschiebungen eintreten , es können «%
Neuerungen in der Zusammensetzung des Gemeind^
und des Bürgerausschusses vor sich gehen , und ^
Neuerungen können die Stetigkeit der Gemeindevertzch

'

tung gefährden . Man hat deshalb auch in unsgy .,
Nachbarstaaten , in Bayern und in Württemberg , beijz-

Einführung der Verhältniswahl keineswegs davon K
gesehen , eine hälftige oder sogar eine Drittelserr «,̂

rung von Zeit zu Zeit eintreten zu lassen , man Hot
nicht zur Jntegralernerung entschlossen. Dazu h
nun das weitere Bedenken , daß eine Erneuerung ,
nach vier Jahren dem Gemeinderat unter Umstz^
schädlich ist , weil für die Einarbeitung in die
des Gemeinderats eben eine längere Zeit erforderlich tz.
Wenn der Gemeinderat alle vier Jahre erneuert tviid,^
besteht die Gefahr , daß er zu einem größeren oder klei¬
neren Teil ans wenig erfahrenen Leuten besteht und ^
der Bürgermeister mit diesem Gemeinderat schwer ,
arbeiten hat . Ich würde es deshalb begrüßen ,
man sich auf die einmalige Totalerneuerung nach Eich
rung des Gesetzes beschränken würde , wenn man es
für die Zukunft bei der hälftigen Erneuerung ließe
wenn mau sich dann auch entschließen würde , wieder s
der 6jährigen Amtsdauer zurückzukehren , wie wir sie j$
in unserm Gesetze Habens

Ich wende mich zum Bericht des Herrn Abg . Kult
Da kann ich zunächst wiederholen , was ich schon in k
Kommission gesagt habe . Ich bedauere , daß wir fe
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für die weggefallenen Verbrauchssteuern bieten , und «
ist als solcher Ersatz den Städten der Städteordmq
feierlich versprochen worden . Ich möchte weiter n«t

sagen : Es ist keineswegs sicher , daß , der Reichstag Mi
Wertzuwachssteuer annehmen wird , denn in den A
Handlungen der Kommission haben sich große Schwierig
keilen ergeben . Wenn daun der Reichstag die
wachssteuer nicht annimmt , dann haben wir für umm
Gemeinden eben auch keine Wertzuwachssteuer , und ds
mit keinen Ersatz für die Verbrauchssteuern . Aber «i

muß zugeben, ' daß die Einwendungen , die in der Kw

Mission erhoben wurden , zutreffeü . Es hätte wch

scheinlich die Beratung der Wertzuwachssteuer eine !<*

gere Zeit erfordert , und es wäre . damit die MögliW ichde
nahegelegen , daß wir das Gesetzgebungswerk nicht p önui
Verabschiedung gebracht , hätten , und da mir die
derte Gemeindeordnung ohne Wertzuwachssteuer lieber ^
ist, als daß gar keine Veränderung der GemeindeordnM ^
vorgenommen wird , so - habe ich dem Antrag , die Wen ^
zuwachssteuer z . Zt . abzulehnen , zugestimmt

^

Was den S ch u l d e n a b z u g betrifft , so teile ich H

Bedenken , die in dieser Beziehung seitens der KominisD»
^

erhoben worden sind . Sie entsprechen ja auch dem 11

Punkt , den die Großh . Regierung jederzeit , und zwar
Zustimmung der Stände eingenommen hat . Ich bedauck >

aber , daß aus den Beratungen der Kommission eine
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. gegenüber der schweren Belastung der Grund - und
in einigen Gemeinden nicht hervorgegangen

± -rch bin der Meinung , es wäre unser Vorschlag, nach
man durch Gemeindebeschlutz mit Staatsgenehmi -
j,je Heranziehung der Steuerwerte der Liegen¬

den mit nur drei Vierteilen einführen kann, doch an-
^ menswert gewesen und er hätte eine wirksame Ent -

MMg da bewirken können , wo sie geboten ist. Wir kom-
die Vorschläge der Kommission, die Besteue-

E des Kapitals auf 16 Pf . zu erhöhen, zusammen mit
iltniZU ^ neuen Gemeindeeinkommenbesteuerung, über welche
en öL (wie ja noch nicht beraten wird , nur auf eine Entlastung
neini^ ^ Grund - und Hausbesitzes von 1 Pf . und einem
und £ Krucklteil, also von nicht ganz 2 Pf . , während wir durch
adevertzl den Sffrfc5Ia Ö öer Regierung , der es ermöglicht hätte , die
n uttin» GlBdMe nur mit drei Vierteilen beizuziehen, da , wo
cg, bei ix -ss geschehen würde, zu einer erheblichen Minderung des
davon ^ Missverhältnisses der Liegenschaften gelangen wür -
telseriWs, Jen. Allerdings geht diese Minderung des Beitragsver -

Mnisses zum Teil unter das Beitragsverhältnis her-
r , wie es bis 1907 bestand . In solchen Fällen würde
dann wahrscheinlich ein Gemeindebeschluß in dieser
ng nicht gefaßt worden sein .

^ will mich jetzt mit diesen Bemerkungen begnügen,
cderliü stD ^ich gehört habe , daß die meisten Fragen bei der allge-
rt wird, xllkinen Beratung sowohl als namentlich bei der Einzel-

oder fei taotimg noch eine eingehende Behandlung erfahren wer¬
bt und M schließe mit dem Ausdruck der Hoffnung , daß

schwer ^ « Meiner Verständigung gelangen, und daß dieses Ge¬
hen , w«M Dtwerk dann auch die Zustimmung des anderen Hohen
ach EinWUjauses findet , damit wir den sozialpolitischen Fortschritt
an es Mühen , den dieses Gesetzgebungswcrk will und be -
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Hierauf werden folgende Anträge bekanntgegeben:
I. A n t r ä g e der Abgg. Dr . Zehnter (Zentr .)
id Genossen : -

Ins Zu dem Entwurf eines Gesetzes, betreffend die
kling der G e m c i n d e - u n d der S t ä d t e-

«rdnung :
Ne Unterzeichneten beantragen , die Zweite Kammer

beschließcir :
Zu Art . I des Entwurfs ,

8 1 :
L In der Ziffer 2 der Kommissionsbeschlüsse im 8 7
Ws. 1 der Städteordnung hinter lit . a als lit . b , ent¬

brechend der Regierungsvorlage , eirrzufügen:
»b. eine selbständige Lebensstellung haben" ,
«id demgemäß die lit . b der Kommissionsbeschlüsse als
- c und die lit . c als lit . d zu bezeichnen ;

die Ziffer 3 der Kommissionsbeschlüsse zu streichen
W den dermalen geltenden Abs . 2 des 8 7 a der Städte -
W "ung mit der Änderung bestehen zu lassen , daß in
r letzten Zeile statt „ zwanzig "

gesetzt wird „zehn".
3. In der Ziffer 4 der Kommissionsbeschlüsse in 8 9a
ft 1 der Gemeindeordnung hinter der lit . a als lit . b,
Edrcchend der Regierungsvorlage , einzufügen :

teile ich
c'nc selbständige Lebensstellung haben" ,

Kommisii » demgemäß die lit. b der Kommissionsbeschlüsse als
dem Aand

*■c und die lit . c als lit . d zu bezeichnen ;
w zwar m« ^ bic Ziffer 5 der Kommissionsbeschlüsse zu streicheil
;ch bedauert » den dermalen geltenden Abs . 2 des 8 9 a der Ge-
on eine O Meordnung mit der Änderung bestehen zu lassen,

daß in der letzten Zeile statt „zwanzig" gesetzt wirv
„zehn " ;

5 . die Ziffer 6 der Kommissionsbeschlüsse zu streichen
und statt dessen die Ziffer 3 des Regierungsentwurfs
wieder herzustellen.

Zu Art . II des Entwurfs .
8 3 : ,

6 . In Ziffer 1 der Kommissionsbeschlüsse im § 19 »
der Gemeindeordnung den von der Kommission bean¬
tragten Abs. 2 zu streichen und es bei der Fassung des
dermalen geltenden Abs. 2 des Gesetzes zu belassen ;

7 . in Ziffer 3 der Kommissionsbeschlüsse im 8 19 a
der Städteordnung den von der Kommission beantrag ,
ten Abs. 2 zu streichen und es bei der Fassung des der-
maligeu Abs. 2 des Gesetzes zu belassen , mit der Ände¬
rung , daß statt des letzten Satzes gesagt wird : „Sämt¬
liche Mitglieder werden in einer gemeinsamen Sitzuilgdes Stadtrats und des Stadtverordnetenvorstands er¬
nannt " .

Zu Art . IV des Entwurfs , ,
8 2 :

8 . In Ziffer 2 der Kommissionsbeschlüsse den von der
Kommission zu 8 56 c der Städteordnung beantragten
Abs . 3 zu streichen .

Zu Art . VI des Entwurfs ,
8 5 :

9 . In 8 34 Abs. 1 der Gemeinde- und der Städtc -
ordnung in Zeile 2 statt „ 16" zu setzen „15" und am
Schluß beizufügeu : „Der Umlagesatz für das Kapital -
vermögen darf keinenfalls die Hälfte des Umlagesatzes
für das liegenschaftliche Vermögen übersteigen" .

b) Zu dem Antrag der Abgg . Dr . Zehnter
und Gen ., die Beseitigung der Härten der gesetzwidri¬
gen Einschätzung von Grundstücken , namentlich im Bau -
gebiet der Städte betreffend:

Die Unterzeichneten beantragen , die Zweite Kammer
wolle an Stelle der Ziffer 3 der Anträge der Kommission
in dem Bericht des Abg . Dr . Frank , Seite 41 , den An¬
trag Dr . Zehnter und Gen. auf Nr . 29 der Drucksachen
der Zweiten Kammer der Großh. Regierung empfehlend
überweisen.

2) Die Unterzeichneten beantragen zu Artikel 18 1
des Entwurfs , die Ziffer 1 der Komnstssionsbeschlüsse zu
streichen und den Absatz 3 des 8 6 der Gemeindeordnung
in seiner dermaligen Fassung stehen zu lassen .

3) Wir beantragen , die Zweite Kammer wolle beschlie¬
ßen :

1 . im Artikel VI § 8 die Fassung der Regierungs¬
vorlage wieder herzustellen mit der Maßgabe , daß
an Stelle der Zahl „100 000 M .

" gesetzt wird
„200 000 M .

" ,
2. in Artikel II § 4 Ziffer 2 die Regierungsvorlage

wieder herzustellen .

II . Anträge der Abgg . S ü ß k i n d (Soz .) und Ge¬
nossen :

1 . Zu 8 7a Städteordnung : In der dritten Zeile ist
das Wort „m ä n n l i ch

" zu streichen.
2 . 8 9c der Gemeindeordnung, 8 9 der Städteordnung

erhält folgenden Zusatz : „Sämtliche Gemeindewahlen fin¬
den an einem Sonntag oder gesetzlichenFeiertag statt ."

i
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3. In § 11 Absatz 1 Gemeindeordnung , zweite Zeile , ist
anstatt „2000"

„4000 " zu setzen .
4. § 17 erster Satz der Gemeinde- und Städteordnung

erhält folgende Fassung : „Das Amt der Bürgermeister
dauert sechs Jahre ."

5. § 19 a Absatz 2 der Gemeindeordnung erster Satz
und 8 19 L Absatz 2 der Städteordnung letzter Satz
erhält folgende Fassung :

„Sämtliche Mitglieder werden in einer Sitzung des
Bürgerausschusses gewählt ."

6 . 8 35 der Gemeinde- und Städteordnung erhält fol¬
gende Fassung : „Die Wahl des Bürgerausschusses findet
in einem Wahlgang nach der Verhältniswahl statt ."

§ 36 Absatz 1 und 2 wird gestrichen , 8 36 Absatz 3 wird
Absatz 1, Absatz 4 wird Absatz 2 usw .

7. Dem 8 64 der Gemeinde- und Städteordnung ist als
Absatz 4 beizufügen :

Die Sitzungen des Gemeinderates (bzw. Stadtrates )
sind grundsätzlich öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf
das Staats - oder Gemeindewohl oder auch berechtigte
Ansprüche Einzelner entgegenstehen.

III . Antrag der Abgg. Geck (Soz .) und Genossen :

Die Hohe Zweite Kammer wolle beschließen : In § 39
Abs . 2 der Gemeinde- und Städteordnung ist hinter den
Worten „ so wählt der Bürgerausschutz sofort mit ein¬
facher Stimmenmehrheit " zu setzen : „der erschienenen
Wahlberechtigten" .

IV . Antrag der Abgg. König (natl .) und Ge¬
nossen :

Die Unterzeichneten beantragen : a . den von der Re¬
gierung in Art . II 8 2 des Gesetzentwurfs vorgeschlage -
nen , von der Kommission gestrichenen 8 18 6 der Ge¬
meindeordnung (Ruhegehalt der Bürgermeister ) wieder
herzustellen, b . dem 8 18 6 folgenden Zusatz hinzuzu-

fügen :
In den Gemeinden von 2 000—4000 Einwohnern er¬

hält der Bürgermeister , der eine Wiederwahl anzuneh¬
men bereit war , aber nicht mehr gewählt wurde :

a) nach neunjähriger Dienstzeit einen Jahresgehalt ,
b) nach achtzehnjähriger Dienstzeit zwei Jahresgehäl¬

ter (als Wartegeld ) .

Diese Bezüge kommen in Wegfall, wenn dem
meister eine Ruhegehalt gewährt ist.

V . Antrag der Abgg. Schmid - Singy ,
und Genossen:

Wir beantragen zu (Artikel III ) § 11 der
ordnung folgende Fassung :

„Die Bürgermeister und Gemeinderäte werk^ , ,
Gemeinden, welche dauernd mindestens 4000 Ci

1

zählen , vom Bürgerausschuß , in den übrigen
den von den Bürgern und wahlberechtigten
gewählt":

-

(natl .)VI . Antrag der Abgg. Neuwirth
Genossen :

Art . III 8 1 Ziffer 3 u. 8 2 Ziffer 2 des KomMss^ r..
schlages wolle abgeändert werden wie folgt : § $ ^
1 : „ Die Gemeinderäte (bezw . Stadträte ) werde« ,
sechs Jahre gewählt " .

Art . III § 1 Ziffer 6 und 8 2 Ziffer 5 : § Zg ^
wolle abgeändert werden wie folgt : „Das Amt
Bürgerausschußmitgliedes (bezw . Stadtveroch».?M
dauert sechs Jahre ".

*

VII . Antrag der Abgg. Göhring
Vogel - Mannheim (fortschr . Vp .) und Genossen :

Die Zweite Kammer wolle beschließen , den Artikel'
8 5 des Regierungsentwurfes zur Gemeinde , .
Städteordnung in der folgenden Fassung wiedcitzr
stellen :

1 . 8 93 Abs . 2 der Gemeindeordnung wird dahin :
ändert :

„Von den aus den bebauten und unbebauten fc
stücken eingetragenen Hypotheken-Schulden kann «j
Schuldenabzug in Höhe von 60 Proz . , jedoch nicht -.'
die Hälfte ' des Schätzungswertes , mit Staats ,
migung eingefützrt werden."

2. 8 93 Abs . 2 der Städteordnung wird dahin geänieI
„Von den . . . . . Hypotheken- Schulden wird

Schätzungswertes , gewährt .
"

Hierauf wird abgebrochen .

Schluß der Sitzung % 1 Uhr.

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zwecken Kammer : £ >r . Otto Dalli .

Druck und Verlag der G . Braun schon Hofbuchdruckerei. Beide in Karlsruhe .
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